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Auf der Suche nach dem Ausgleich. 


Es Scheint, daß die Varthouſche Oftpolitik doch nicht Jo gradlinig 
fortgeſetzt werden kann, wie es von Laval ursprünglich beabſichtigt war 
und wie es die maßgebenden Kreiſe, vor allem in bezug auf Sowjet⸗ 
rußland auch heute noch wünſchen. Die franzöfiſche Außen 
politik hat unter den inneren Schwierigkeiten zu 
leiden. Die von der zurückgetretenen Regierung Doumergue für 
einige Zeit überbrückten parteipolitiſchen Gegenfäte haben ſich, wie die 
Parifer Demonjtrationen am Waffenftillftandstage gezeigt haben, wieder 
verschärft. Die Regierung Slandin bietet vorerſt noch keine Gewähr 
für die Stabilität der innerpolitiſchen Lage. Eine ſtarke Regierung 
aber iſt auch für einen bis an die Zähne bewaffneten Staat, der eine 
aktive Außenpolitik machen will, nicht zu entbehren. Laval hat 3. G. 
nicht die politiſche Stoßkraft hinter ſich, die ſeinen Amtsvorgänger in 
Stand geſetzt hatte, ſeine weitausgreifenden Paktpläne in die euro- 
päifche Debatte zu werfen, die Annäherung an Stalien und den Ab— 
ſchluß eines Bündniſſes mit der Sowjetunion zu betreiben. 

Sicherlich ſteht das Bündnis mit Moskau für Frankreich 
auch heute noch im Vordergrund des öntereſſes. Aber auf der Gegen- 
Jeite hat man in letzter Seit nicht mehr dasſelbe Intereſſe gemerkt. 
Die Außenpolitik Litwinows hatte von vornherein in einigen ein- 
flußreichen Kreiſen der Kommuniſtiſchen Partei wenig Anerkennung ge⸗ 
funden. Die Widerſtände gegen den „franzöſiſchen 
Kurs“ und die Völkerbundspolitik haben lich im 
KRremiverftärkt; und es gehen Gerüchte um, daß Litwinow bald 
zurücktreten werde. Ein Wechſel im Moskauer Außenkommillariat aber 
würde vorausſichtlich einen außenpolitiſchen Kurswechſel Sowjetrußlands 
bedeuten. Srankreich würde unter ſolchen Bedingungen wahrſcheinlich 
einen ſeiner hauptſächlichſten Trümpfe, die es ſeit Barthou gegen das 
widerſpenſtige Polen auszujpielen pflegte, verlieren. Und die außen⸗ 
politiſche Stellung Polens könnte lich dabei nur zu ihrem Vorteile ver- 
andern. Es handelt ſich hierbei — wie geſagt — nur um Kombinationen. 
Wenn Litwinow bleibt und wenn ſich die Poſition der franzöſiſchen 
Regierung den Parteien gegenüber befeſtigt, iſt mit einer Fortſetzung 
des alten Barthoukurſes zu rechnen. 

Auffällig ift der Eifer, den Polen in letzter Zeit an den Tag 
legt, um das politiſche Suſammenfpiel mit Weſt⸗ 
europa nicht zu verlieren. Von polnischer Seite iſt immer 
wieder die Entſchloſſenheit, am franzöſiſchen Bündnis feſtzuhalten, 
herausgeſtellt worden, ohne daß man freilich die Vorbehalte, die zu dem 
Oftpaktplane gemacht wurden, preiszugeben gedenkt. Vor einiger Seit 
wurde Naczynjki, einer der befähigſten Diplomaten Polens, zum 
Botſchafter in London ernannt. Setzt wurde die polnische Öffentlichkeit 
durch die Mitteilung der „Pat“ überraſcht, daß Raczunſki neben 
feinem Botſchafterpoſten in London auch noch leinen bisherigen 
Poſten als polnifher Bevollmächtigter beim 
Völkerbund weiter bekleidet. Dieſe doppelte diplomatiſche Million 
iſt wohl fo zu verſtehen, daß Naczunſki die Stellung eines pol 

iſchen Sonderbe auftragten für Weſteuropa, aljo 
eine ähnlich bevorzugte diplomatiſche Stellung einnimmt, wie ſie J. S. 
einmal der Staatspräſident und Mufiker Paderemjki einnahm, der in 
den erſten Fahren nach dem Kriege Polen ſowohl beim Botſchafterrat in 
Paris wie in Genf beim Völkerbunde vertrat. 

Einiges Aufſehen hat auch ein anderes Ereignis erregt: General 
Sorecki, der Sührer der polniſchen Kriegsteil- 
nehmerverbände, hat am 8. November in Paris zahlreiche 
Vertreter der franzöſiſchen Kriegsteilnehmerorganiſationen empfangen 
und dieſen ein längere Denkſchrift über die polniſche 
Außenpolitik überreicht. Sorecki hat dabei erklärt, daß 


zwiſchen Polen und Frankreich nichts vorgefallen 
Jei, was nicht wieder gutgemacht werden könnte. Es 
beſtänden nur einige kleine Mißverſtändniſſe zwiſchen 
den beiden verbündeten Staaten. Er könne feinen fran- 
jöſiſchen Kameraden verſichern, daß fie im Ernſtfall auf Polen rechnen 
könnten. Die geographiſchen, hiſtoriſchen und poli- 
tiſchen Bedingungen, unter denen J. S. das polniſch-framöſiſche 
Bündnis zustande gekommen ſei, ſeien auch heute noch under⸗ 
ändert vorhanden. Nur injofern habe ſich die Lage geändert, 
als Polen heute kein Staat mehr ſei, der ſich wie ein 
Vaſall behandeln laſſe. Sweifellos hat Gorecki bei dieſer 
politiſchen Aktion, die eine Wiederannäherung Polens an Frankreich 
auf dem Wege über die ehemaligen Frontfoldaten verjucht, mit 
Wiſſen, wenn nicht im Auftrage der Warſchauer Regierung gehandelt. 
Es iſt bier immer wieder feſtgeſtellt worden, daß Polen niemals 
die Abficht gehabt hat, ſich mit Frankreich völlig zu überwerfen und 
das franzöſiſche Bündnis irgendeiner anderen politiſchen Orientierung 
zu opfern. Wenn Polen ſich gerade jetzt um die Beilegung der vor⸗ 
handenen Gegenſätze zu Frankreich bemüht, Jo mögen hierfür zwei 
Umſtände maßgebend fein. Erſtens iſt Frankreich wegen ſeiner 
inneren Swiſtigkeiten und wegen der Unſicherheit ſeines rufſiſchen 
Partners außenpolitiſch nicht ganz auf der Höhe, aljo 
vielleicht zu einem Eingehen auf die polniſchen Forderungen bereit. Und 
dann spielen bei Polen wohl auch gewiſſe wirtſchaftliche Rück 
lichten mit. Die finanzielle Lage des polniſchen Staates iſt alles 
andere als roſig. Die Warſchauer Vörſe hat das ae Expoje 
des Sinanzminiſters Sawadzki durchaus nicht beftätigt. ie Kurfe 
der polniſchen Staats- und Rommunalpapiere [ind 
gerade in letzter Seit ganz erheblich gefallen. Es wird Jich ſchwer 
feftftellen laſſen, ob es ſich hier um ein Börſenmanöver handelt, das von 
Sinanzkreiſen injjeniert worden iſt, die Polen wieder — im franzö⸗ 
ſiſchen Sinne — „zur Vernunft bringen“ wollen. Die Regierungs- 
blätter nehmen an, daß es ſich bei den Kursverlujten nur um vorüber⸗ 
gehende Erscheinungen handelt. Es ift aber anzunehmen, daß dieſes 
Ereignis mit dazu beitragen wird, Polen zu einer weicheren Haltung 
den Staaten gegenüber zu veranlaſſen, mit deren Kapitalmacht es als 
kreditbedürftiger Schuldner zu rechnen gezwungen iſt. 

Nach dem Geſagten geht ſowohl auf polnischer wie auf franzo- 
liſcher Seite die Tendenz augenblicklich dahin, wieder den faſt ver- 
lorenen Anſchluß an einander zu ſuchen. Freilich wird ſich, 
falls dieſe Bemühungen erfolgreich fein ſollten, 
das polniſch-franzöſiſche Verhältnis auf anderen 
Vorausſetzungen, als fie bis zum Ausbruch des 
Konfliktes beſtanden haben, aufbauen mülſen. Polen 
hat keinen Grund dazu, ſich wieder in die Abhängigkeit von der Pariſer 
Diplomatie zu begeben. Es hat auch keinen Anlaß, ſich mit ſo allgemein 
gehaltenen Verſicherungen der Hochachtung vor feiner Großmachtſtellung 
zu begnügen, mit denen J. 3. auch ſchon Barthou nicht mehr gekargt 
hat. Ob und auf welcher Baſis es zu einer Beilegung der Gegenſätze 
zwiſchen Warſchau und Paris kommen wird, das wird ſich in der Oft - 
paktfrage erweiſen. Polen hat hier ſeine Vorbehalte ge⸗ 
macht, auf die es nicht verzichten kann, wenn es ſich nicht wieder dem 
franzöſiſchen Vorherrſchaftswillen ausliefern will. Es kann nicht einem 
Paktjujtem beitreten, in dem es die Garantie für die Sicherheit eines 
Staates zu übernehmen hat, mit dem es — gemeint iſt Litauen — 
noch nicht einmal in normalen diplomatiſchen Beziehungen ſteht und 
der gegen die Unverletzlichkeit der polniſchen Grenzen unausgeſetzt mit 
aller Offenheit agitiert. Es kann ſich weiter nicht damit einverſtanden 


erklären, daß die Cſchechoſlowakei in einen Pakt aufgenommen 
wird, ju dem ſie ihrer geographiſchen Lage nach nicht gehört und der Polen 
dazu verpflichten würde, dieſem unangenehmen Nachbarn die Sicher- 
heit des Beſitzes von Gebieten zu garantieren, auf die das befreundete 
Ungarn diskutable Ansprüche erhebt. Weiter kann Polen kein 
Intereſſe daran haben, daß durch den Pakt ſein Verhältnis zu 
Deutſchland wieder getrübt wird, deſſen Normaliſierung der 
wichtigſte Erfolg ſeiner bisherigen ſelbſtändigen Außenpolitik iſt. Und 
ſchließlich muß Polen es ablehnen, ſich durch einen Pakt zum Ein- 
fatz feiner militäriſchen Kräfte in Fällen verpflichten zu 
laſſen, an denen es nicht unmittelbar intereſſiert iſt. Sin Verzicht 
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auf dieſe Vorbehalte würde eine Kapitulation vor 
Frankreich bedeuten. Auf der andern Seite aber 
würde ein Singehen auf dieſe Vorbehalte für 
Srankreich einen Verzicht auf den alten Sühbrungs- 
anſpruch gegenüber olen bedeuten. Nach polniſcher 
Auffaſſung handelt es ſich bei dem gegenwärtigen Gegenjat zwiſchen 
Warſchau und Paris nur um eine Vertrauens kriſe. Nach 
franzöſiſcher Auffaffung aber liegt hier ein diplomatiſcher 
Machtkampf unter Verbündeten vor. Polen meint, 
Srankreich müffe auch zu dem ſelbſtändig gewordenen Verbündeten 
Vertrauen haben. Frankreich aber meint, Polen wu, ſich . i 

r. Kredel. 


Poleſien — die polniſche Aufgabe. 


Poleſien iſt der dünnft beſiedelte Landesteil Polens 
und zugleich die Wojewodschaft des polniſchen Staates, die nach dem 
Ausweis der Volkszählung von 1931 den geringſten polniſchen 
Beovölkerungsanteil beſitzt. In den Kreiſen Drohiczyn, 
Kamien Koſzurſki und Kobrun gibt es nur 7,1, 70 und 8,7 v. H. 
Polen; in keinem anderen Kreiſe außer Breſt-Litowſk ſteigt der 
polniſche Bevölkerungsanteil höher als 10, 15 oder 16 v. H. Weite 
Landſtrecken find Ödland, von Sümpfen bedeckt. Eine ſuſtematiſche 
und großzügige Koloniſierung des rieſigen Sumpfgebietes, das über die 
polniſchen Wojewodſchaftsgrenzen in die Nachbarwojewodſchaften 
Wolhynien und Nowogrodek hineinreicht, hat es bisher kaum gegeben. 

Poleſien, d. h. Waldland, reicht als geographiſche Ein 
heit im Weſten — zwischen Breſt-Litowſe und Wlodawa — bis an den 
Bug, auf deſſen weſtlicher Seite es in den ſumpfigen Niederungen 
der Woſewodſchaft Lublin in Richtung auf Sokolow, Luckow und 
Cholm feine Fortſetzung findet. Im Süden wird die Landſchaft Pole⸗ 
ſien etwa von der Linie Wlodowa am Bug — Kowel — Nowogrod- 
Wolunſk und im Norden etwa von der Linie Breſt am Bug Koſſowo 
Sluzk—Nogaczew am Dinepr begrenzt. Nach Norden und Süden reicht 
Poleſien durch mehrere Flußtäler in die anders gearteten Landſchaften 
des weißruſſiſchen Höhenzuges bzw. der podoliſchen Platte hinein. 
Mit feiner ſchmalſten Seite lehnt es ſich an den Bug und es weitet 
ſich von hier aus nach Oſten. In ihrer größten Längenausdehnung 
(Bug — Dnjepr) erſtreckt ſich die poleſiſche Landſchaft über 450 Km. 
Davon gehört etwa die Hälfte der Strecke zu Polen, die andere jur 
Sowjetunion. Im Meridian von Pinſk, der Hauptſtadt des Sumpf- 
gebietes, iſt die Landſchaft Poleſien etwa 230 Km. breit. 

Das Land ſtellt eine breite, Jhüffelartige Vertie- 
fung dar, deren tiefſte oſt⸗weſtlich verlaufende Furche der Pripet 
ift, der von zahlreichen größeren und kleineren Waſſeradern geſpeiſt 
wird. Poleſien iſt das größte Sumpfgebiet Europas. 
Etwa zu gleichen Teilen wird es von naſſer Waldwildnis, von ungang- 
baren Sümpfen und faulen Gemwälfern oder produktiven Landſtrecken 
gebildet. Dieſe letzteren find meist Wieſen, Weiden oder Wald, da- 
gegen nur ſelten beackertes Land. Die relativen Höhen 
unterſchiede find gering, bis 20 oder höchſtens 50 Meter. Die 
Flüſſe und Gemäller ſchleichen träge dahin; das Land ift mit einer 
Menge kleiner Seen und Tümpel durchſetzt, den Neſten des einſt aus den 
Schmelzwaſſern des zurückgehenden Eiſes entſtandenen Inlandſees, 
der ſich heute, verſumpft und verſandet, als die Landſchaft Poleſien 
darſtellt. 

Die Urſache für das Zortbefteben des Sumpf- 
charakters der Landſchaft iſt darin zu ſuchen. daß im Norden 
und Süden des Einzugsgebietes der poleſiſchen F§lüſſe Schnee- 
fhmel3- und Sommerregenperioden zeitlich nicht zu- 
ſammenfallen und alljährlich vier Hochwaſſerperioden 
einzutreten pflegen. Die Flußtäler find bei dem äußert geringen 
Gefälle und bei ihrem völlig wilden Zuftand nicht imſtande, die großen 
Waſſermengen rechtzeitig abzuleiten. Diefe überſchwemmen daher für 
Wochen und Monate das umliegende Land und bilden große ju⸗ 
Jammenhängende Seen. Am ausgedehnteſten iſt das Überſchwemmungs⸗ 
gebiet in der Gegend von Pinſk, wo Jaliolda, Pripet, Pina und 
Stur fächerförmig zuſammenfließen. Ehe dann durch Sonne, Wind 
und Abfluß die Austrocknung des einen Hochwaſſers vollendet iſt, Jetzt 
ſchon das nächſte Hochwafler ein. Die Pripetſenke ſelbſt iſt ver- 
bältnismäßig niederſchlagsarm. Die Verfumpfung der 
poleſiſchen Landſchaft iſt weſentlich topographiſch bedingt, anders als 
3. B. die der großen Moore Nordweftdeutfchlands, die ihr Beſtehen in 
erſter Linie klimatiſchen Umſtänden verdanken. 

Im Weſten und Norden Poleſiens herrſchen Cor f moore und 
Wald vor. Nach Süden und Oſten nehmen waldlofe, mit 
Seftrüpp bewachſene Sumpfwieſen zu. Große Strecken 
find ganz ungangbares Weichland, Jo die Gebiete zwiſchen 
dem oberen Pripet auf der einen, Muchawiec, Königskanal und Pina 
auf der anderen Seite, Jo ferner die offenen Sümpfe am unteren 
Soryn und zwiſchen Jaſiolda, Szczara und Slutſch. In unzähligen 
Lachen Steht dort das Waffer in Wald, Bruch und Moor. Neben 
hochſtämmigem Sumpfwald, der aus Kiefern und Birken beſteht, findet 
ich niedriger und dichterer Bruchwald von bufchigem unregelmäßigem 

us. Die Luft ift von Seuchtigkeit dunſtig und ſchwer. Sumpf- 
fieber gefährden Leben und Gefundheit der Meuſchen. Im Sommer 
macht die Mückenplage den Aufenthalt zur Qual. Die Jpär- 
lichen Siedlungen der Menſchen find rückſtändig und ärm- 


lich, ſtrichweiſe über das Land verteilt. Sie ſchließen ſich dem höher 
gelegenen, nicht fo febr vom Waſſer heimgeſuchten 
Landſtreifen an. Trotz der dünnen Beſiedlung iſt Poleſien in den 
beſonders naſſen Jahren ein landwirtſchaftliches Zuſchußgebiet. Nicht 
ſelten tritt in den verkehrsferneren Siedlungen Nahrungsmangel ein, 
der ſich in beſonders ſchlimmen Jahren zu wirklicher Hungersnot ſtei- 
gert. Die Hauptbeſchäftigung der kulturell noch weit zurückſtehenden, 
durchweg armen Bevölkerung beſteht in Wieſenwirtſchaft, 
Holzarbeit, Holfzflößerei und Sifherei. 


Die poleſiſche Landſchaft iſt noch heute ein kaum bemäl- 
tigtes Verkehrsproblem. Von den großen Verkehrsſtraßen 
wird ſie umgangen. Die Verkehrswege Poleſiens folgen mit Vorliebe 
den ſandigen Erhebungen, die ſich von den nördlich und ſüdlich an⸗ 
grenzenden Höhenrücken in das Sumpfland hineinziehen oder ſich wie 
flache Inſeln in deen Mitte erheben. Es find dies Anſchwemmungen 
der Flüſſe oder Windverwehungen, die ſich 20 bis 30 Meter über das 
ſchwer oder überhaupt nicht verkehrsgeeignete Weichland erheben und 
3. C. von einer dünnen Humusſchicht bedeckt find. Solche höherliegende, 
für Siedlung und Verkehr beſſer geeignete Halbinfeln, die ſich von den 
Nänden her in das Sumpfgebiet des Pripet hinein erſtrecken, ſind 3. B. 
die Hügellandſchaft von Zagorodje, das „Gartenland“ 

wiſchen Jaſiolda und Königskanal, an deſlen Südoſtſpitze Pinjk am 

ripet liegt, weiter die. von Norden vorragende Landzunge, auf der 
Baranowitſchi und Siniamka liegen. Im Süden erſtreckt ſich 
ein ſolcher Sandwulſt von Luboml über Kowel am linken 
Stochodufer entlang bis nahe an den Pripet heran. 
Am mittleren Styr hebt ſich eine kleinere Bodenſchwellung hervor 
und von Klewon aus begleitet eine Kette flacher Erhebungen den 
Lauf des Goryn bis Curow am Pripet. Der Zug der 
Halbinſeln und Inſeln, die ſich einige Meter hoch über das verkehrs- 
und ſiedlungsfeindliche Weichland erheben, läßt ſich Sehr leicht auf jeder 
Landkarte Poleſiens ableſen. Denn die in die poleſiſche Landſchaft 
vorſtoßenden und ſie durchquerenden Siſenbahnlinien folgen in 
jedem Salle dieſen flachen, ſandigen Vodenwellen: Die Linie von 
Breſt am Bug über Pinſk nach Homel in Nußland, die Sumpfquerbahn 
von Baranowitſchi über Puniniec am Pripet nach Nowno in Wolhynien, 
und Schließlich die beiden Linien, die von Kowel in Wolhunien aus- 
gehen und von denen die eine nach Norden über den Pripet an die 
Bahn Bug— Pinſk. die andere nach Often über Sarny am Slutfch nach 
Kiew am Dnijepr führt. 

Poleſien iſt für Polen ein im welentlichen noch un⸗ 
gelöſtes Koloniſations- und Wirtſchaftsproblem. 
Dieſes Problem hat die polniſche öffentlichkeit zwar ſchon häufig 
beſchäftigt. Aber zu einer wirklich großzügigen Inangriffnahme der 
Melioration des Sumpfgebietes iſt es bisher noch nicht gekommen. 
Es fehlt in dem kapitalarmen Polen an den notwendigen Mitteln. 
Und ſoweit ſie vorhanden ſind, hat man bisher andere Aufgaben für 
vordringlicher gehalten. Auch hat eine Politik, die im weſentlichen 
nach Weſten, gegen Deutſchland, gerichtet war, kein genügendes Inter- 
eſſe für ein folches, Mittel und Menfchen bindendes Koloniſationswerk 
im Oſten aufzubringen vermocht. Schließlich ſieht man in Polen in 
den weiten Sumpfgebieten einen natürlichen ſtrategiſchen Schutz gegen 
den öftlichen Nachbarn, einen natürlichen Schutz, den man nicht gerne 
miffen möchte. Trotzdem bleibt die Trockenlegung und Kultivierung der 
poleſiſchen Sümpfe für Polen eine Notwendigkeit. Poleſien ift 
für Polen dasfelbe, was die pontiniſchen Sümpfe für 
Italien ſind: die große Aufgabe. an deren Bewältigung der 
Staat und das Voll ihre kolonifatorifche Kraft zu erweiſen haben. 
Nicht in den Weſtgebieten, wo ſchließlich das Erbe der jahrhunderte⸗ 
langen Arbeit eines anderen Volkes nur übernommen und fortent- 
wickelt zu werden braucht, Jondern in einer Wildnis, wie Poleſien, wo 
nur die eigene Sähigkeit entſcheidet, hat Polen feine Bewährungs- 
probe abzulegen. 

Intereſſant ift in dieſem Zuſammenhange ein Projekt, über das das 

ilnaer „Slo wo“ vor einiger Zeit einmal berichtete: Die pol 
niſchen Juden haben öntereſſe für das poleſiſche Land. Bereits 
im Jahre 1932 ſei auf einer Beſprechung füdiſcher Kreiſe in Warſchau 
der Plan gefaßt worden, 200 ooo jüdiſche Familien aus 
den Städten aufs Land zu verpflanzen und ſie nach 
Möglichkeit in einem geſchloſſenen Siedlungs- 
gebiet, eben in Poleſien, anzufetzen. Die an dieſer 
Beſprechung beteiligten jüdiſchen Kreiſe Jollen ſich bereit erklärt haben, 
die Melioration des Gebietes ju finanzieren, ſofern ſich der 
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polniſche Staat ſeinerſeits bereit erklärt, 66 v. H. des meliorier⸗ 
ten Landes unter die Juden aufzuteilen. Dieſer Plan 
wurde und wird auch heute noch in jüdiſchen Kreiſen Polens 
durchaus ernſthaft erwogen. Es iſt freilich nicht anzunehmen, daß es, 
Jo verlockend auch das Sinanzierungsangebot Jein mag, auf polniſcher 
Seite Anklang finden wird. Denn der Plan geht offenſichtlich noch 
weiter, als es offen ausgeſprochen wird; die geſchloſſene Anſiedlung 
von etwa I Million Juden in einer ſozial durchgebildeten Gemeinſchaft 
im öſtlichen Polen würde die Bildung einer raſſe⸗ und 
dvolksfremden Provinz innerbalb des pol= 
nischen Staates bedeuten, die politiſch zweifellos ſehr jtark 
nach Somjetrußland neigen, alſo ein neues irredentiſtiſches Und 
reviſioniſtiſches Problem aufwerfen würde. Außerdem ſpielt bei dieſem 
Plan wohl auch die Abſicht mit, den geſamten ſowjetruffiſchen 
Handel mit Polen und dem übrigen Weſten über 
dieſen „Judenſtaat“ zu leiten. Das find alles Gedanken 
und Möglichkeiten, mit denen kein Pole ſich befreunden könnte. 

Einer der eifrigſten Verfechter des Gedankens einer Trockenlegung 
der poleſiſchen Hümpfe ift der bekannte polniſche Politiker Pro}. 
Stud nicki. Diejer hat ſeine Anſichten über dieſe Frage in einer 
Schrift „Die öſtlichen Gebiete, ihr Wirtſchaftszuſtand und ihre Ent- 
wicklungsmöglichkeiten“ niedergelegt. Einem Bericht des „Slowo“ 
vom 17. Auguſt d. G. lind die weſentlichſten Gedanken 
Studnickis folgende: 


Die weiten Oſtgebiete ſeien das naturgegebene Kolo- 
nifationsgebiet Polens, wofür Jchon allein die Catſache 
Jpreche, daß der Olten trotz eines flächenmäßigen Anteils in Höhe von 
34 v. H. der Geſamtoberfläche Polens nur kaum 20 v. H. der Bevölke- 
rung von gan; Polen beherberge. „Von allen östlichen Wojewod- 
ſchaften iſt das wichtigſte Koloniſationsgebiet die Wojewodſchaft 
Poleſien, die nach der Trockenlegung den fruchtbarſten 
Boden beſitzen wird und die im Vergleich m anderen öjtlichen 
Wojewodſchaften verhältnismäßig beſſer mit Eiſenbahnlinien verſehen 
it. Sie beſitzt außerdem den geringsten Prozentſatz pol 
niſcher Bevölkerung. Infolge der augenblicklichen dünnen 
Beſiedlung Poleſiens iſt die Erreichung einer polnischen Mehrheit 
durch Kolonisation nicht ſchwer möglich, da dieſe Wojewodschaft rund 
15 Einwohner nichtpolniſcher Nationalität auf den Quadratkilometer 
beſitzt und die Erhöhung der Bevölkerungszahl bis 
zu 40 Einwohnern möglich ift. Die Krakauer und Kielcer 
Wojewodschaft müßten aus der Natur der Sache die Kolonisten für 
den Oſten liefern. Vieſe beiden Wojewodſchaften beſitzen die größte 
Anzahl kleiner und Swergbeſitzer mit einem Beſitz bis ju 2 Hektar 
oder von 2 bis 5 Hektar und am wenigſten größeren Beſitz über 
joo Hektar.“ 

„Die Bank Polfki müßte die Vollmacht und die Möglich- 
keit zum Erwerb ländlicher Siedlungen erhalten. Ver aufgekaufte 
Grund und Boden in den Wojewooſchaften Krakau, Kielce u. a. m. 
müßte durch Vermittlung der Bank an die Bauern des jeweiligen 
Dorfes mweiterveräußert werden. Für den erhaltenen Erlös 
könnten die Bauern, die ihren Grund und Boden verkauft 
haben, durch Vermittlung dieſer Bank bedeutend größeren 
Landbefitz im Oſten erwerben. Was die ukrainiſchen 
Bauern aus dem öftlichen Kleinpolen und Wolhynien betrifft, Jo 
müßte man deren Auswanderung nach Kanada und 
Brafilien unterſtützen (60. Die Liquidation unjeres jahr⸗ 
hundertlangen Streites mit Rußland um die Oftgebiete, eines 
Streites, der 15 Kriege und 3 Aufitände. verurjacht hat, ijt in zwei 


zufolge 


Sällen möglich: Erſtens durch die Koloniſierung und AJſimilierung, 


wodurch die ruſſiſchen Ansprüche auf diefes Land durch das Ver⸗ 
ſchwinden der Faktoren, die das etnographiſche Material für Rußland 
liefern könnten, zunichte würden. Vie zweite Möglichkeit iſt die 
Liquidation des Polentums in dieſem Lanoſtrich. Vie erſte ſtärkt 
unfere Macht, die zweite macht uns zu schwach, um eine tatjärhliche 
Unabhängigkeit zu bewahren.“ h i g . ; 
Die “ılilitärfiedlung, mit der die polnifche Regierung bis- 


ber die Koloniſierung und Polonifierung der Ojtgebiete des Staates 
verſucht bat, lehnt Studnicki als untauglich ab. Man habe zu 
wenig Wert auf landwirtſchaftliche Schule gelegt, dem Wilitarſiedler 
keine entſprechende Hilfe gewahrt und dadurch ihre übermäßige Ver⸗ 
Ichuldung begünſtigt. Viele polniſche Siedler bewirtſchafteten ihre Be⸗ 
litzung nicht ſelbſt, ſondern verpachteten ſie an die ortsanſäſſigen und 
meiſt fremdjtämmigen Bauern. Man babe einen organiſchen 
Sntwickkungsprozeß durch mechaniſche Mittel her- 
beiführen wollen. Daran ſeien die bisherigen Bemühungen ge- 
scheitert. öntereſſant iſt auch, was Studnicki über die Notwendigkeit 
und die Methoden der ſtädtiſchen Koloniſation in Oſtpolen Jagt: „Außer 
der ländlichen Koloniſation muß auch Wert auf die ſtädtiſſche 
Kolonijation unjeres Oſtens gelegt werden. Von Wichtigkeit 
wäre es, in die öſtlichen Städte ein Bürgertum aus 
dem ehbmaligen preußiſchen Teilgebiet zu verpflan- 
zen. Die Poſener und pommerelliſchen Städte Jind mit dieſem Clement 
überfüllt, das mit Erfolg in den Ojtgebieten verwendet werden könnte, 
wo es die Verbreitung der jüdiſchen Koloniſation 
aufhalten würde.“ 

Ob Polen ſich zu einer ſolch' gewaltigen Gemeinſchaftsleiſtung, wie es 
die Trockenlegung und Beſiedlung des poleſiſchen Sumpfgebietes ſein 
würde, wird aufſchwingen können? Ob es die pfuchologiſchen Vor⸗ 
aussetzungen für eine Jolche kultivatoriſche Großtat beſitzt? Die bis- 
herige Tendenz des polniſchen Entwicklungsdranges, die ausſchließlich 
nach Weſten gerichtet war, ijt nicht geeignet, in diefer Hinſicht optimiſtiſch 
zu ſtimmen. Der pfuchologiſche Srund zug diejes pol 
niſchen Dranges nach Welten iſt — trotz Gdingen — 
der des möglichſt müheloſen Beutemachens, nicht 
aber der der ſchöpferiſchen Anſtrengung geweſen. 
Es iſt leichter, eine Million Menjchen aus dem Lande zu drängen und 
ji) in vorgewärmte Neſter zu ſetzen, als durch eine Arbeit, die den 
vollen Einſatz eines Volkes erfordert, eine Provinz materiell und 
kulturell auf eine höhere Stufe zu heben. Der Hinweis Studnickis auf 
die Sweckmäßigkeit der Anſetzung von Bürgern aus den ehemals preu- 
ßiſchen Gebietsteilen in den Oſtwojewodſchaften Polens ijt ſehr bezeich- 
nend. Es liegt in dieſer Seſtſtellung ein bewußtes Singeftändnis 
des Mangels an koloniſatoriſchen Kräften in dem 
Ceildes polniſchen Volkes, der nicht durch die preu⸗ 
hiſche Schule gegangen iſt. Studnicki mag wohl daran gedacht 
haben, daß auch die Oftkolonijation des altpolniſchen 
Reiches erjt durch deutſche Menfhen in Sluß ge- 
bracht worden ijt, daß ein ſehr erheblicher Teil des damals 
die „hiſtoriſchen Oſtmarken“ koloniſierenden Polentums in Wirklichkeit — 
polonijiertes Deutjchtum war, in dem noch die koloniſatoriſche Kraft des 
mittelalterlichen „deutſchen Pranges nach Often“ fortwirkte. Die pol- 
niſchen Könige haben es damals trefflich verjtanden, diefes etnographiſch 
deutſche Clement in den Dienſt ihrer polniſchen Sache zu ſtellen. Und 
vielleicht hat ſich Studnicki auch daran erinnert, daß die Menſchen, die 
in den letzten Menſchenaltern, völlig auf ſich allein gejtellt, mit einer 
bewundernswerten Sähigkeit den größten Erfolg in der Erſchließung 
der in der Wojewodſchaft Wolhynien gelegenen Nandgebiete Poleſiens 
errungen haben, die — deutſchen Koloniſten geweſen find. Da⸗ 
gegen wird man ſagen können, daß die Polen in ihrem neuen Staate 
bisher noch nicht bewieſen haben, daß fie fähig ſind, ihre Oſtwojewod⸗ 
ſchaften zu koloniſieren. Polniſche Publißziſten klagen immer wieder 
darüber, daß in falt allen Teilen Ojtpolens das fremde Volkstum, 
Ukrainer, Litauer und Weißruſſen, gegenüber dem Polentum im Vor- 
dringen Jind, daß die ſtaatlichen Siedlungsverſuche dieſer rückläufigen 
Entwicklung des ſtaatstragenden Volkes nicht Einhalt zu bieten ver⸗ 
mocht haben und daß Polen ſomit auf dem beſten Wege 
iſt, weite Landesteile, die es als Staat befitt, als 
Volk zu verlieren. Die Aufgabe, die Polen im Oſten erwartet, 
kann nicht nebenbei gelöſt werden; fie erfordert den vollen Ein- 
fat einer dijziplinierten und opferbereiten Na 
tion. Sie wird ſicherlich ſolange ungelöſt bleiben, als der „Drang 
nach Weſten“ im politiſchen Denken des polniſchen Volkes vorherr- 
ſchend iſt. Dr. Kredel. 


Die Entwicklung der Deutſchen in Polen. 


Die neue Haltung der deutſchen Vollesgruppe. 


Unter der Überſchrift „Die Auswanderer“ veröffentlichte die 
„Kattowitzer Zeitung“ am 3. November einen beachtenswerten Artikel, 
der die allmahliche innere Umſtellung der deutschen Volksgruppe 
in den ehemals preußiſchen Gebietsteilen Polens von der reichs 
über die grenzland- zur auslanddeutſchen Haltung 
zum Gegenstand bat. Das Blatt ſtellt zunächſt jeſt, daß Jich in letzter 
Zeit unter den oſtoberſchleſiſchen Deutſchen erneut eine ſtarke 
Abwanderungsbewegung zum Neiche bemerkbar gemacht 
bat, die wohl zum großen Teil durch die Maſſenkündigungen deutſcher 
Arbeiter und Angeſtellten ausgelöſt worden fein mag. Wer Jind 
dieſe Auswanderer ?, fragt die „Kattowitzer Seitung“, und 
ſie gibt die Antwort darauf: „Es Jind in der überwiegenden Mehrzahl 
Menſchen im vorgerückten Lebensalter, Menschen, deren Kinder und 
Angehörige im Weiche — meiſt im deutſchoberſchleſiſchen Snduftrie- 
revler, dem hauptſächlichen Ziel auch unſerer Auswanderer — leben, 
und die, nach den Gründen ihres Scheidens befragt, immer wieder 
angeben, daß es lie ju den Ihren ziehe.“ 


Wenn in der polnischen Öffentlichkeit unter Hinweis auf die Aus- 
wanderer oft hämiſch von den „landfremden Veutſchen“ gejprochen 
werde, „die ſowieſo eines Cages ihre Koffer packen, um nach Beuthen 
zu fahren“, und dadurch die geringe Verwurzelung des Veutſchtums 
in dem Boden Oſtoberſchleſiens bewieſen, ſo werde die Zukunft er⸗ 
weiſen, wie haltlos ſolche Beſchuldigungen find, denn die Mehr. 
beit der Deutſchen werde Oſtoberſchleſien niemals 
verlaſſen! Dann fährt die „Kattowitzer Zeitung“ fort: 

„Die Frage des Ausharrens oder des Aus wan 
derns ijt im weſentlichen bereits eine Srage der 
Generationen. Diejer Entſchluß ſcheidet die Älteren, die noch 
im Deutſchen Reich herangewachſen find und in feinen Grenzen als 
Männer gewirkt haben und denen ein Leben als Deutfche ohne Deutſch⸗ 
land ſchwer vorjtellbar ſcheint, von den Jungen, die vom an- 
fänglichen ftarken Erleben des Grenzlanddeutſch⸗ 
tums nun zum geiſtigen Cpus des reinen Ausland 
deutſchtums gelangen. Das ift eine Entwicklung, die man 
beſonders in dem nach außen immer noch fo wenig abgeſchloſſenen 
Oberſchleſien nicht von heute auf morgen erwarten konnte, die eine 


rer 


innere Umjtellung erforderte, die der Jahre bedurfte — und nicht mehr 
bei jedem möglich war. 
daß trotz der Nähe der Grenze des deutſchen Mutterlandes mit Jeinen 
jtarken und natürlichen Einjlüffen auf allen Gebieten auch unſeres 
völkiſchen Dajeins in Polen, trotz der Verkehrskarte und trotz der 
engen perjönlichen Beziehungen der Deutjchen Polniſch-Schleſiens zu 
Alenſchen und Dingen des Reiches, — daß ſich trotzalledem dieſe Um- 
ſtellung bei den Bleibenden in einem Maße und in einer Ciefe voll- 
zogen hat, das die Neſpektierung durch das polniſche Staatsvolk mit 
gutem Recht fordern kann. Wenn dieſe Bleibenden ihre Blicke über 
die Gemarkungen ihrer Heimat hinausrichten, dann ſchauen ſie nicht 
mehr nur nach ‚drüben‘. “ein, ſie ſehen immer mehr nach den 
anderen Ceilgebieten polens und ihren Deutſch- 
tumsgruppen, zu denen bisher kaum ein nennens- 
wertes Verhältnis beſtand. Wird man ſich über dieſe Ent- 
wicklung klar, dann werden die vielen Auswanderungen deutſcher 
Volksgenoſſen, Jo ſchmerzlich ſie auch Jein mögen, keine Katastrophen- 
ſtimmung aufkommen lajjen, ſondern wird ſich die Zuverficht fejtigen. 
Solche Erkenntnis in den Neihen unſerer Minderheit aber bedeutet 
noch längſt nicht, daß fie denen, die von uns gehen wollen, den Freipaß 
ausſtellt. Bleibt den einen der Kampf um die Geſtaltung der deutschen 
Sukunft in Polen, Jo bleibt für die anderen die Pflicht, zu ihnen zu 
Jteben und ſie zu ſtärken durch ihren brüderlichen Beistand!“ 


Pant muß verſchwinden. 


Der Verband Deutſcher Katholiken wurde vor über 
einem Jahrzehnt von Freiherrn von Neitzenſtein und Schulrat 
Szcezeponik begründet. Er hat ſich von Oſtoberſchleſien, 
wo auch heute noch in dem überwiegend katholiſchen Deutſchtum Jein 
Schwergewicht liegt, über andere polniſche Landesteile, Pojen- 
Pommerellen und Galizien, ausgebreitet. Heute ijt der 
Sortbeſtand des Verbandes gefährdet, und zwar nicht etwa deshalb, 
weil das Eindringen nationalſozialiſtiſcher Erneuerungsgedanken eine 
Spaltung im katholiſchen Deutjcytum herbeigeführt hätte, ſondern weil 
ſich eine Clique von Leuten, die ſich um den Senator Dr. Pant 
gruppiert, dem natürlichen und ſpontanen Miterleben der geſamtdeutſchen 
Erneuerung, dem ſich auch die breite 2llaſſe des Veutſchtums in Polen 
ohne Unterſchied der Konfeſſion nicht verjchlojfen hat, glaubt entgegen 
ſtemmen zu müſſen. Vie Oppoſition gegen Pant ift im 
Deutſchtum aller Landesteile Polens im Wachen. 
Der von Pant und feinen klerikalen Geſinnungsgenoſſen berauf- 
beſchworene Streit lähmt die Arbeit der Gruppen. Pant gefällt ſich in 
der Veutſchen Katholiſchen (jetzt Chriſtlichen) Volkspartei und im Ver- 
band Deutjcher Katholiken in der Nolle des Diktators. Er hat ſich jeder 
Mitarbeit mit den anderen deutſchen Gruppen verjagt. Eine Gemein- 
ſchaft aller Deutſchen in Polen kommt für ihn nicht in Frage. Er 


hat die Brücken hinter ſich abgebrochen. Er hat ſich in den Gedanken 


verrannt, von Gott auf ſeinen Posten (als Partei- und Verbands- 
vorſitzender) berufen zu ſein und geschworen, von dieſem Poſten nicht 
freiwillig zu weichen. Er wurde aus den deutſchen akademiſchen Sirkeln 
ausgejchlojjen. Der Deutſche Volksbund legte auf ſeine Alitarbeit keinen 
Wert mehr. Der „Oberſchleſiſche Kurier“ ſagte l von ihm los. Aus 
dem Sentralausſchuß der Deutjchen in Polen wurde er entfernt. Daß 
die Jungdeutſche Erneuerungsbewegung mit ihm nichts zu tun hat, ver- 
ſteht ſich von jelbſt. Um feine Chriſtliche Volkspartei iſt es recht till 
geworden. Seine Wochenſchrift „Ver Deutfche in Polen“ wird weniger 
von überzeugten Anhängern als von neugierigen Seitgenoſſen gelejen 
und hat der „Polska Gachodnia“, dem Platt des Wojewoden Gra- 
zunfki, ſchon mehr als einmal Anlaß gegeben, ihn als den einzig 
wahrhaft „loyalen Deutſchen“ zu feiern. Jetzt iſt auch der Verband 
Deutjcher Katholiken gegen ihn in Aufruhr geraten. Pants Volle 
im Deutſchtum Polens neigt ſich ihrem Ende. Vielleicht hat Schuſch⸗ 
nigg noch Verwendung für inn . . En 
Senator Pant hat kürzlich mit Hilfe dreier ihm gefügiger 
Leute, Sankomjki, Dyrda und Bartocha, einige angeſehene 
Führer der katholiſchen Deutſchen in Oſtoberſchleſien und Pojen-Pomme- 
rellen, den Schulrat Vudek, den Domherrn Paech und den Pfarrer 
Kallas, aus dem Hauptvorstand des Verbandes Deutſcher Katholiken 
ausgeſchloſſen. Grund: Die drei wurden ihm, dem klerikalen Neichs⸗ 
feind, unbequem. Vieſe „autoritäre“ Eigenmächtigkeit des Herrn Pant 
bat in den Kreifen des B. d. K. allenthalben Erregung und Empörung 
hervorgerufen. Der „Oberſchleſiſche Kurier“ veröffentlichte am 
9. November die Suſchrift eines Verbandsmitgliedes aus Galizien, die 
eine paſſende Antwort auf das Pantſche Vorgehen enthält. Es heißt in 
dieſer Juſchrift u. a.: Wenn ſich etwas Ahnliches in einer von Pant 
bekampjten Organisation ereignet hätte, dann würde Dr. Pant feiner 
„berechtigten Entrüſtung“ wahrſcheinlich etwa mit folgenden Worten 
Luft gemacht haben: „Satan iſt am Werk! Denn ſchon werden gott- 
geweihte Prieſter und hohe geiſtliche Würdenträger verfehmt und aus⸗ 
geſchloſſen! Autoritäres Sührerprinzip und brutale Gleichſchaltung lind 
neuheidniſche Methoden, die einen kulturellen Verband unwiderruflich 
in den Abgrund treiben müſſen.“ Dann heißt es in der Suſchrift weiter: 
„Die derzeitige Verbandsführung jteuert mit ihren Auflöſungs- und Aus- 
ſchlußmethoden der eigenen Auflölung des Verbandes Deutfcher Katho- 
liken zu. Das ſchlimmſte dabei aber iſt, daß die angeblich an- 
gegriffene und gefährdete katholiſche Religion mit 
Grund und Cehrjäten herhalten und nur zu oft den 
Deckmantel hergeben muß, um der breiten Maſſe den eigenen, perſön⸗ 
lichen Machtkampf verftändlicher zu machen. Kann ſich eine Verbands- 
leitung überhaupt noch katholiſch und deutſch nennen, die ehrenwerte, 


Aber wer objektiv jehen will, muß feſtſtellen, 


deutſche Geiſtliche nur deshalb auszuſchließen wagt, weil dieſe gan; 
berechtigterweiſe mit der Perſon des erſten Vor- 
litzenden nicht mehr einverjtanden fein können und ver- 
hindern wollen, daß Politik in den Verband hineingetragen wird? Die 
überwiegende Mehrheit der Verbandsmitglieder 
verlangt daher mit Necht den ſofortigen Rücktritt der 
Verbandsleitung und die Wahl eines neuen, vom vollen Ver- 
trauen aller ,abgeſetzten! Bezirksvorſtände und Ortsgruppenleiter ge- 
tragenen Geſamtvorſtandes ... Gerade in dieſem Jahre wäre die 
Generalverſammlung des Geſamtverbandes notwendiger als 
in allen anderen Jahren geweſen, um ein Bild von der Stimmung der 
Vekbandsmitglieder in den verſchiedenen Landesteilen Polens zu erhalten 
und vor allem, um auch der immer größer werdenden geiſtigen und 
materiellen Not durch wirkſame Maßnahmen zu ſteuern. Es iſt geradezu 
kläglich, wenn man aus Angſt vor einer etwaigen Nicht- 
wiederwahl einfach die bisher alljährlich regelmäßig ſtattgefundene 
Hauptverſammlung ſtatutenwidrig nicht einberuft und erſt durch einen 
Antrag dazu gezwungen werden muß. Die auf Grund der Statuten 
bereits durch die vorſchriftsmäßige Sahl von Hauptvorſtandsmitgliedern 
beantragte Hauptverſammlung des Geſamtverbandes wird unter der 
Vorausfetzung, daß die Suſammenſetzung ihrer Delegierten ordnungs- 
mäßig erfolgt, eine klare und deutliche Antwort auf die Serfetzungs⸗ 
arbeit der jetzigen Verbandsführung geben. Sie wird auch den Aus- 
geſchloſſenen, Domherrn Dr. Paech, Pfarrer Kallas und Schulrat Dudek 
volle Genugtuung bringen und ihnen das uneingeschränkte Vertrauen aus- 
ſprechen. Die Hauptverſammlung wird aber auch die Herren Dr. 
Pant, Sankowfki, Dyrda und Bartocha zur Ber- 
antwortung zu ziehen haben für ihre jtatutenmidrigen Aus- 
ſchluß- und Auflöſungsmethoden. Sie wird ernſtlich über Aaßnahmen 
beraten müſſen, um den alten, traditionellen V. d. K.-Geiſt als Hort 
katholiſchen Glaubens und deutſchen Volkstums neu erſtehen zu laſſen, 
damit ſatzungsgemäß im Geifte feiner Gründer der Verband deutfcher 
Katholiken allen politiſchen Beſtrebungen völlig fernſteht und wieder ju 
neuem Blühen und Gedeihen gelangt.“ 


„Nat der Deutſchen in Polen.“ 

Der „Centralausſchuß der Deutſchen in Polen“ beſchloß am 16. Ok- 
tober, an Stelle des bisherigen „Centralausſchuſſes“ den „Nat der 
Deutſchen in Polen“ als Spitzenorganifation für das Deutſch- 
tum in Geſamtpolen ins Leben zu rufen. In der Satzung des 
„Rates“ (Niemiecka Nada Narodowa) heißt es: 

I. Der Nat der Deutſchen in Polen it die Spitenorgani- 
ſation der polniſchen Staatsbürger deutſcher 
Nationalität in Polen. Sitz des Rates der Deutſchen ijt 
die Landeshauptſtadt Warſchau. . 

II. Der Nat der Oeutſchen in Polen hat die Aufgabe, innerhalb 
Polens den Suſammenſchluß aller deutſchen Volksgenoſſen herzuſtellen 
und zu pflegen, ihre kulturellen, wirtſchaftlichen und 
politiſchen Belange wahrzunehmen und die all- 
gemeine Linie für die Politik der Deutſchen in 
Polen im engjten Einvernehmen mit den jeweiligen Abgeordneten 
und Senatoren zu beſtimmen. 

Der „Rat der Deutjchen in Polen“ vertritt die Deutſche Volks- 
gruppe in Polen im Verbande der deutſchen Volks- 
gruppen in Curopa. Er beſtimmt die Vertreter aus Polen für 
geſamtdeutſche Tagungen und internationale Kongreſſe und gibt ihnen 
Nichtlinien. 

IIl. Die einzelnen Gebietsteile Polens entjenden zwölf 
Delegierte in den Nat der Deutſchen in Polen, und zwar: Schleſien 4, 
(davon oberfihlejischer Teil 3 und Cſchechener Ceil 1), Poſen 2, Pomme⸗ 
rellen 2, Kongreßpolen 2, Kleinpolen 1, Wolbynien J. Außerdem 
iſt der Nat der Veutſchen in Polen berechtigt, aus dem Gejamtgebiet 
Polens bis zu 2 Mitglieder zu berufen und Sachverftändige zu ſeinen 
Beratungen heranzuziehen. Die jeweiligen Abgeordneten 
und Senatoren haben im Nat der Deutfchen Sitz und Stimme. 

Der Vat tagt mindeſtens viermal im Jahre und wird vom Vor- 
ſitzenden einberufen. Auf Antrag von mindeſtens 4 der Alitglieder 
it der Vorſitzende verpflichtet, den Nat zu einer außerordentlichen 
Versammlung einzuberufen. Der Nat ift beſchlußfähig, wenn 76 ſeiner 
Mitglieder anwefend ſind. Die Beſchlüſſe des Nates werden mit ein- 
facher Stimmenmehrheit gefaßt. In eigener Angelegenheit eines Rats- 
mitgliedes ruht deſſen Stimmrecht. \ - 

Der Rat der Deuffchen in Polen wählt aus feiner Mitte deu 
Sorjigenden und zwei weitere Mitglieder, die zufammen den Vor⸗ 
ſtand bilden. Der Vorſitzende wird auf drei Jahre gewählt, die 
Amtsdauer der jwei weiteren Mitglieder beträgt ein Jahr. Wieder- 
wahl iſt zuläffig. 5 

Der Vorſitzende beruft den Vorſtand nach Bedarf, er beruft die 
Verſammlung des Nates und vertritt den Rat der Deutſchen nach 


innen und außen. F 
Geſchäftsführers iſt 


Die Anſtellung 
Vorſtandes. 1 

IV. Ratsmitglieder, die den Grundſätzen und Zielen des Nates der 
Deutſchen oder deſſen Beſchlüſſen zuwiderhandeln oder ſich eine ehren⸗ 
rührige Handlung zuſchulden kommen laffen, können ausgeſchloſſen 
werden. Ein ſolcher Beſchluß erfordert eine Sweidrittelmehrheit des 
geſamten Nates. . 

Die Unkoſten des Rates der Deutjchen in Polen werden 

durch Umlage auf die einzelnen Gebietsteile und durch freiwillige 
Spenden aufgebracht. 


eines Sache des 
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Das Pilſudſkiſyſtem und die Gppoſition. 


Kritik im Sejm. 

Seit den Wahlen von 1930 haben die Parteien in Polen nur noch 
einmal im Jahre Gelegenheit, ihre Stellungnahme zur Politik der 
Regierung vor dem Parlament mit aller Offenheit darzulegen. Es 
iſt dies bei der alljährlichen Beratung des Staatshaushaltes. Sonſt wird 
das Parlament von der polniſchen Regierung nicht mehr in Anspruch 
genommen. Der politiſchen Ausſprache, zu der die Oppoſitionsparteien 
die Budgetberatung ju benutzen pflegen, iſt zwar keine pralktiſche 
Bedeutung beizumeſſen; denn brauchbare Vorſchläge, wie man es 
beſſer machen könnte, werden in der Regel bei dieſer Ausjprarhe 
nicht gemacht, und die Kritik, die von der Oppoſition an der Arbeit 
der Negierung geübt wird, iſt wenig geeignet, dieſe zu einer Anderung 
ihrer Politik zu beſtimmen. Bemerkenswert in politiſcher Hinſicht iſt 
die Budgetausſprache nur noch infofern, als fie einen gedrängten 
überblick über die Haltung der verſchiedenen 
parteien gibt. 

Das Ergebnis der Ausſprache im Sejm, die am 8. November 
ſtattfand, ift diefes: die Negierung hat unter den Oppo- 
ſitionsparteien als ſolchen keine moraliſchen 
Eroberungen gemacht. Wie es mit der Wählerſchaft 
ſteht, iſt nicht bekannt. Jede Gruppe behauptet von ſich, die Maſſen 
hinter ſich zu haben. Aber in Wirklichkeit weiß darüber wohl nie⸗ 
mand Beſcheid. Auch die letzten Hemeinderatswahlen können in dieſer 
Hinſicht kaum als Maßſtab herangezogen werden. Vor allem die 
Nationaldemokraten, die Chriſtlichen Demokraten 
und die Sozialisten gaben ihre kompromißloſe Gegnerſchaft gegen 
das Pilſudſkiregime zu erkennen. Ihre Sprecher, die Abg. Nybar⸗ 
Iki, Cempka und Sulamfki fanden kein einziges anerkennendes 
Wort für die Politik der Vegierung. Stwas zurückhaltender in der 
Kritik zeigte ſich der Sprecher der Bäuerlichen Volkspartei, 
der Abg. Nog, der ſich wenigstens zu dem Sugeſtändnis bereit fand, 
daß die Entſchuldungsaktion der Regierung den kleinen Landwirten 
eine gewiſſe Erleichterung zu bringen vermöge. 

Auffenpolitiſche Angſt. 

Wie ju erwarten, wurde auch die Außenpolitik des 
Oberſten Beck ſcharf kritiſiert. Der Abg. Nog hielt es 
zwar für richtig, daß gute Beziehungen zu allen Nachbarn hergeſtellt 
würden; er fühlte fich jedoch durch den gegenwärtigen Stand der 
Beziehungen zu Frankreich beunruhigt, der den Fortbeſtand des 
polniſch-framzöfiſchen Bündniſſes, dieſes „Grundſteins der polnifchen 
Außenpolitik“, gefährde. Zulamfki glaubte darin, daß Oberſt Beck 
dem Sejm keinen Bericht über ſeine Außenpolitik vorgelegt habe, 
eine „Slucht vor der Verantwortung“ erblicken zu müſſen. „In der 
Außenpolitik“, ſagte er u. a., „geſchehen Dinge, die niemand von uns 
begreift. Wir ſehen eine Abkühlung der Beziehunden zu Frankreich 
und eine Kampagne gegen die &fchechoflowakei, gleichzeitig aber eine 
„Seftigung der Freundſchaft mit Hitler“. Ahnlich äußerte ſich der 
chriſtlich-demokratiſche Tempka: „Wir alle wünſchen korrekte Be⸗ 
ziehungen zu Deutſchland. was aber nicht bedeutet, daß man mit den 
Deutſchen Brüderſchaft ſchließt. Wir bedauern die franzoſenfeindliche 
Kampagne in den Negierungsblättern. Mit den Cſchechen wünſchen 
wir freundſchaftliche Beziehungen. Die Freundschaft mit Ungarn wird 
das Fiasko unſerer Politik gegenüber den Baltenſtaaten nicht aus- 
gleichen können. Unſer Verhältnis zu dem öſtlichen Nachbarn hat un- 
nötigerweiſe eine Abkühlung erfahren ...“ 


Die Ukrainer üben ſcharje Kritik. 

Für die Ukrainer ſprach der Abg. Dr. Lewic li, der ſich 
in fehr ſcharfer Form mit der Minderheitenpolitik der 
Regierung befaßte. Lewicki war einige Tage zuvor an der Spitze 
einer ukrainiſchen Delegation beim Minifterprälidenten Kozlowſki vor- 
ftellig geworden, um dieſem die wirtſchaftlichen Wünsche der ukraini- 
ſchen Volksgruppe zur Kenntnis zu bringen. Wenn er dann im Seim 
die Regierung mit ungewöhnlicher Schärfe angegriſſen hat, Jo ſcheint 
daraus hervorzugehen, daß der Miniſterpräſident der Delegation keine 
zufriedenſtellenden Zulagen (vor allem auf dem Gebiete des ukrainifchen 
Genoſſenſchaftsweſens) gemacht hat. Lewicki hob beſonders hervor, 
daß die ukrainische Volksgruppe die Genfer Erklärung des polnifchen 
Außenminiſters in bezug auf den Minderheitenſchutzvertrag von 1919 
nicht als zu Recht beſtehend anerkenne und daß Jich die Ukrai⸗ 
ner nicht das Recht ſtreitig machen ließen, den 
Völkerbund weiterhin mit ihren Beſchwerden in 
Anſpruch zunehmen. 

Die Juden jammern. 

Intereſſant und bezeichnend für die anmaßende Frechheit der polni- 
ſchen Juden waren die Erklärungen des Abg. Thon vom Jüdiſchen 
Klub und des dem Regierungsklub angehörenden Nabbiners Lewin. 
Der Chon brachte es fertig, die „Begünſtigung des Landes auf Koſten 
der Stadt“, alſo die von der Regierung in Angriff genommene Ent- 
ſchuldung des Kleinbauerntums, als eine — antiſemitiſche 

aß nahme zu bezeichnen. Von der Entſpannung des deutſch⸗ 
polniſchen Verhältniſſes meinte der Thon, ſie ſei „eine überflüſſige 
Rettungsaktion für Deutſchland“, das durch Polen vor der völligen 
Sſolierung befreit worden ſei. Und überhaupt, meinte der Chon, trage 
die polniſche Außenpolitik den Gefühlen der jüdiſchen aaa d 
Polen nicht hinreichend Rechnung. Auch der Lewin beklagte die Not 


und Surückſetzung der armen Juden in Polen und er hielt es für 
angebracht, die Julaſſung der Juden zu allen Beamtenſtellungen, die 
Bereitſtellung von Krediten für den jüdiſchen Handel, die jüdiſche 
Induſtrie und das jüdiſche Handwerk ju fordern. 

Die deutſche Erklärung. 

Sür die deutſche Volksgruppe Sprach der Abg. 
Stanz. Er fette ſich mit den Mängeln der polniſchen Regierungs- 
politik auseinander, die ſich befonders in der Behandlung des Arbeits- 
loſenproblems, in der Handhabung des Steuerfyftems, im Sofial⸗ 
verſicherungsweſen und auf dem Gebiete der Agrarpolitik ſchädlich für 
die Deutfchen in Polen ausgewirkt hat und noch weiterhin auswirkt. 
Er wies darauf hin, daß die große Eingabe, die ſeinerzelt von Senator 
Has bach dem bald darauf ermordeten Innenminister Pieracki über- 
reicht worden war, und verſchiedene weitere Eingaben, die die Lage der 
deutſchen Volksgruppe in “Polen behandeln, von der Regierung bisher 
noch nicht beantwortet ſeien. Über die polniſche Außenpolitik und die 
Frage des Minderheitenſchutzes führte der Abg. Stanz folgendes aus: 
„Die Verſtändigung zwiſchen Polen und Deutſch⸗ 
land hat unter den Deutſchen in Polen größte Befriedi- 
gung ausgelöſt. Wir begrüßen die Verſtändigungspolitik eben des- 
balb, weil es ſich um unfer Muttervolk handelt. Wir hoffen auf- 
richtig, daß die von Marſchall Pilfudjki und Reichskanzler Adolf 
Hitler Jo entſchlußkräftig begonnene Linie in klarer, weiterer Entwick⸗ 
lung zu ſtändigen, herzlichen Beziehungen zwifihen der polniſchen und 
der deutſchen Nation führen möge. Soweit wir dam beitragen 
können, werden wir alles tun, um dieſes Ziel zu fördern, das in hohem 
Maße geeignet iſt, den Frieden Europas zu ſichern. Es iſt ein Beweis 
für die Verwirrung, die in Europa herrſcht, daß Srankreich dieſe 
‚Politik nit Mißtrauen verfolgt. Je klarer dieſe Linie der polnischen 
Politik hervortritt, um fo ſtärker wird die Stellung Polens fein. Wir 
hätten gewünſcht, daß Polen ſich den Mächten angeſchloſſen, ja ſie 
geführt hätte, die die Aufnahme Rußlands in den Völkerbund 
abgelehnt haben. Wir halten die Gründe, die der Sprecher der Schweiz 
gegen die Aufnahme Auflands vorgebracht hat, für zwingend. Wir 
haben aber keinen Sweifel daran, daß die Regierung auch in Zukunft 
alles tun wird, um den ſtaatszerſtörenden Einfluß des Bolfchewismus 
zu bekämpfen.“ 

„Weiter heißt es: „Minister Beck hat am 13. September in Genf er- 
klärt, daß Polen ſich jeder Zufammenarbeit mit den internationalen 
Inſtanzen verſage, ſoweit es ſich um die Kontrolle der Anwendung des 
Suſtems des Minderheitenſchutzes durch Polen handelt. Wir gehen 
nicht auf eine Unterſuchung der rechtlichen Frage ein, ob und in- 
wieweit dieſe einſeitige Abſage an den Minderheitenſchutzvertrag 
möglich iſt. Jedoch hat der Außenminiſter gleichzeitig erklärt, daß 
der Beſchluß der polniſchen Regierung keineswegs 
gegen die Intereſſen der Minderheiten gerichtet 
ſei. Dieſe Intereffen ſeien und blieben geſchützt durch die Grundgeſetze 
des Staates. Wir haben immer anerkannt, daß die Staats- 
verfaſſung in den Artikeln 109 und 110 beiſpielhafte Löſungen 
der inderheitenfrage verzeichnet. Es fehlen aber die Aus⸗ 
führungsgeſetze und es fehlt vor allem der Geiſt, 
die ideologiſchen Suſicherungen der Verfaſſung 
in die Cat umuſetzen. Wir hoffen, daß dieſer Geilt lebendig 
werde. Denn beffer als jeder internationale Vertrag 
ift die innerſtaatliche Löſung des Problems Mögen 
der Außenminiſter und die Regierung die innerſtaatliche Löſung des 
Minderheitenproblems mit der gleichen Tatkraft verfolgen wie die 


Außenpolitik. Der Staat, der dieſes Problem als 
erſter löſt, wird bahnbrechend wirken und nach 
innen und außen eine unerſchütterliche Stellung 


erhalten.“ 
Das Suſtem. 

Die Geueraldebatte über den Haushaltsvoranſchlag wurde durch 
eine Rede des Negierungsblockabgeordneten Miedzinſki beendet. 
Dem Abg. Rubarſki 3. B. antwortete er u. a. mit folgenden Worten: 
„In der Aussprache war die Rede von Beſtechung, Protektion und 
Menſchenfang. Es wurden Vundſchreiben dieſes oder jenes Staroften 
oder irgendeines jungen Mannes aus der Jugendlegion angeführt. 
Haben wir ju irgendeiner Seit behauptet, daß es Dumme nur in der 
Oppofition gibt? Das iſt nicht wahr, fie ſind auch bei uns. Waren 
etwa zur Zeit Ihrer RNeaierungen alle Beamte intelligent, gefchickt und 
höflich? Herr Nubarſki. der dieſes Problem vertiefte, ging von 
ſporadiſchen Fällen zur Syftemfrage über. Er meinte, es handle ſich 
nicht darum, ob diefer oder jener dies oder jenes gemacht hat, und 
behauptete, daß das Syltem, das wir repräſentieren, daran ſchuld fei. 
Nun: Bei Eurem Suyſtem ſäße der Abgeordnete Sdzikomfki (der der 
Regierungspartei angehörte, wegen gewiſſer Verfehlungen aber aus 
der Partei ausgeſtoßen und dem Gericht überführt worden iſt) noch 
auf dieſen Bänken, bei unferem ſitzt er im Gefängnis. Im erſten 
Sejm hat es 290 Anträge auf Auslieferung von Abgeordneten gegeben, 
wovon neun berückſichtigt wurden. Im zweiten Sejm unter der 
Führung des Marſchalls Daſjunſki forderten die Gerichtsbehörden die 
Auslieferung von 61 Abgeordneten, von denen fünf ausgeliefert wur- 
den. Während des gegenwärtigen Sejm wurde die Auslieferung von 
38 Abgeordneten gefordert; 35 Anträge wurden berückſichtigt, und 
drei harren noch der Erledigung.“ 


arena 


Krach um Vereza KRarfufka. 

Sehr ausführlich fette ſich Oberſt Miedzunſki mit der von den 
Nationaldemokraten eingebrachten Interpellation 
des Konzentrationslagers in Bereja Kartufka 
auseinander, das — entgegen früheren Mitteilungen — wohl jo bald 
noch nicht aufgelöſt werden wird. Von oppoſitioneller Seite wurden 
wegen der Suſtände im Lager ſchwere Vorwürfe gegen die Regierung 
erhoben. Die Gefangenen würden mißhandelt und ſchlecht verpflegt. 
Sie hätten auf ſchmutzigen Strohſäcken auf dem bloßen Erdboden 
ſchlafen müffen. Man hätte ihnen nicht erlaubt, Zahnbürften zu be- 
nutzen. Wochenlang habe man ihnen keine Seife gegeben. Sie hätten 
mit bloßen Händen die Aborte und Spucknäpfe nicht nur ihrer eigenen 
Unterkünfte, ſondern auch die der Aufficht ſäubern müſſen. Man habe 
ihnen nichtausgebackenes Brot, wurmige Erbſen und ranzigen Speck 
zu eſſen gegeben. Sie feien bei jeder Gelegenheit geschlagen und nach 
Syftem verprügelt worden u. . f. Auf dieſe Angriffe ging Oberft 
Aiiedzinſki nicht im einzelnen ein; ſondern er bejchäftigte ſich, um die 
Berechtigung des Lagers an ſich zu beweiſen, mit der illegalen Cätig— 
keit des nationalradikalen Lagers. Er cab dabei eine 
Reihe von Außerungen aus dem verbotenen, aber heimlich verbreiteten 
Blatt dieſer rechtsradikalen Gruppe, der „Nowa Sztafeta“, bekannt. 
Es ſeien in dem Blatte z. B. Artikel erſchienen, in denen es heiße, 
daß die gegenwärtige Regierung keine polniſche, ſondern eine von 
Juden und Fremden gekaufte Regierung Jei, die das polniſche Volk 
zugrunde richten. Es gebe in Polen keine Regierung, ſondern „eine 
Bande von Juden und Spitzbuben“. Es gebe in Polen keine Gerichte, 
ſondern „nur Lakaien und Henkersknechte“. Der Miniſterpräſident 
Leon Rozlomjki ſei Jude und heiße in Wirklichkeit Uſcher 
Brunner. Ebenſo ſeien Jendrzejewie; und Pacior- 
komjki Juden, und der letztere ſei obendrein noch ein Schwager 
des ſowjetruſſiſchen Außen kommiſſars Litwinow-⸗ 
Sinkelftein. Die Regierungspartei habe ſich des Mordes als 
politiſcher Waffe bedient. Sie habe Sacwilichow fbi ermordet, 
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den Poſtminiſter Börner vergiftet, den Innen- 
miniſter Pieracki befeitigt und das mißlungene Atten⸗ 
tat auf den General Orlicz-Drefzer veranlaßt. Wenn 
die Regierung. Jo fuhr Oberſt Miedzinſki nach diefen Koſtproben aus 
der „Nowa Sztafeta“ und nationalradikalen Slugblättern fort, die 
Träger dieſer Propaganda in Bereja Kartuſka unſchädlich mache, fo 
lei das „keine Vernichtung des nationalen Lagers, 
Jondern eine Vernichtung der Anarchie“. 


„Keine Furcht vor der Verantwortung.“ 

Miedzinfki ging ſchließlich auch auf die Angriffe ein, die gegen den 
Oberſten Beck als den Leiter der polniſchen Außenpolitik gerichtet 
worden waren: „Ich verſtehe nicht“, Jo erklärte er, „was für ein Ge- 
heimnis hinter der Politik Becks ſtecken fol. Das Bündnis mit 
Frankreich hat ſeine Tradition und ſeine Popu- 
larität. Daran Jollte man nicht nur bei uns denken, ſondern 
überall. Im Vertrage mit Oeutſchland iſt ausdrücklich geſagt, daß ſich 
durch ihn auch nicht ein Komma an den beſtehenden Verträgen und 
Verpflichtungen ändere, und die maßgebenden franzöſiſchen Kreiſe geben 
ſelbſt zu, daß ihnen die normale Geſtaltung der Beziehungen Polens 
mit ſeinen Nachbarn keinen Anlaß zu irgendwelchen Vorſtellungen 
gebe ... Es gibt zwar Dinge, die uns beunruhigen könnten. Aber 
liegen die Fehler auf unſerer Seite? Die polniſche Politik 
ift ihren Bündniſſen und Freundſchaften treu und 
wird ihnen weiter treu bleiben. Sie iſt eine Frie- 
denspolitik, aber fie iſt keine Vorzimmerpolitik. 
Wer von Beck etwas anderes erwartet hatte, der hat ſich in der Tat 
getäuſcht. Es handelt ſich für uns nicht um eine Preftigepolitik; denn 
unſere Haltung iſt in allen Fragen ſachlich begründet ... Uns handelt 
es ſich nur um das eigene Gewiſſen, vor dem wir uns tatſächlich dafür 
verantwortlich fühlen, was wir nach Maßgabe unſerer Kräfte für das 
Wohl des Landes und des Staates tun. Wie bisher fürchten wir 
dieſe Verantwortung nicht.“ 2 


Polen und der Rigaer Pakt. 


Das amtliche Organ der lettländiſchen Regierung, die „Brih va 
Seme“ begleitete die Ratifikation des Verſtändigungs⸗ 
und Suſammenarbeitsvertrages zwiſchen Eftland, 
Lettland und Litauen mit einem optimiſtiſchen Artikel. Man 
brauche nun nicht mehr darüber zu trauern, daß von der erſten Be⸗ 
ratung der baltiſchen Staaten in Kauen bis zum Abſchluß des Paktes 
in Riga ganze zehn Jahre vergangen ſeien. „Auch die ſtärkſten Bäume 
wachſen langſam, dafür aber wurzeln ſie tiefer und ſammeln ſich Kraft, 
um allen Stürmen und Unwettern zu trotzen. So mußte ſich der Gedanke 
der baltiſchen Entente langſam und tief in die Herzen der drei 
Völker verwurzeln, damit der Baum der Zufammenarbeit ſtark und 
mächtig werde. Er muß ſo groß werden, daß die Völker der Letten, 
Eiten und Litauer ſich unter ſeinen Sweigen ftets ſicher und wohl 
fühlen können, vielleicht auch noch eine vierte Nation, die es fatt 
werden wird, vereinſamt zu leben, und beginnen wird, ſich wahre 
Freunde zu ſuchen (Sinnland) ... Es tauchen immer neue politiſche 
Kombinationen auf: und wenn jeder der baltiſchen Staaten wie bisher 
auf ſich allein geſtellt wäre, dann könnten ſie leicht alle drei zu 
Objekten im politiſchen Spiel fremder Mächte werden ...“ 

Hier iſt einer der Gedanken, die zum Abſchluß des Rigaer Paktes 
geführt haben, in etwas bilderreicher Sprache deutlich ausgedrückt wor- 
den: der engere Suſammenſchluß ſoll die drei kleinen 
Staaten nach Möglihkeit davor bewahren, in all- 
zu enge Abhängigkeit von irgendwelchen Sroß⸗ 
mächten zu kommen. In Reval hat man dabei wohl vor allem 
an Sowjetrußland gedacht. In Kauen hat man gewiß 
Deutſchland und Polen im Auge gehabt, und in Riga hat 
man wohl geglaubt, alle drei Mächte in gleichem Maße fürchten zu 
müſſen. Niga nimmt nicht ohne Stolz für ſich in Anspruch, der eigent⸗ 
liche Schöpfer des baltiſchen Bündniſſes zu ſein: „Ein Sumbol liegt 
darin“, ſchreiben 3. B. die „Pehdeja Brihdi“, daß die Unterzeichnung 
gerade in unferer Hauptſtadt ſtattfand. Lettland nimmt geo- 
graphiſch und politiſch einen zentralen Platz unter 
den baltiſchen Staaten ein. Wir find die natür- 
lichen Mittler; denn mit den Litauern verbindet 
uns Blutsbrüderſchaft, mit den Eſten ein Waffen- 
bündnis.“ 

Das Selbſtbewußtſein in Neval, Riga und Kauen iſt mit dem Ab- 
ſchluß des Paktes anſcheinend erheblich geſtiegen. Man iſt dort davon 
überzeugt, in ſehr wirkungsvoller Weile in die große europäiſche 
Politik eingegriffen zu haben. „Die baltiſchen Staaten 
ſtellen jett ein geeintes politiſches Territorium 
dar. Unſer ſpezifiſches Gewicht iſt größer ge⸗ 
worden. Wir zweifeln nicht daran, daß die Entwicklung der Dinge 
durchaus nicht den Plänen mancher Staaten entſpricht.“ Natürlich 
bedeutet das gemeinſame außenpolitiſche Auftreten — vorausgeſetzt, 
daß es Jo funktioniert, wie es boabſichtigt ift — für die drei Staaten 
eine gewiſſe Kräftigung ihrer politiſchen Stellung. Aber ſo weit gehen 
die erhofften günſtigen Auswirkungen des Paktes wohl doch nicht, daß 
die baltiſchen Staaten nur völlig ſelbſtändig, ohne Anlehnung an eine 
größere Mächtegruppe in der europäifchen Politik herumwirtſchaften 
können. Sie werden immer, wenn fie ſich J. B. gegenüber Polen 
durchſetzen wollen, gezwungen fein, eine gewiſſe Rückendeckung an 


Sowjetrußland zu ſuchen. Und ſie werden, je ſtärker ſie ſich gegen 
irgendwelche Bindungen an ihre großen Nachbarn auflehnen, um ſo 
engere Verbindung mit Frankreich und England auf- 
nehmen müſſen. Jede Anlehnung an eine Großmacht bedeutet aber 
für ſie zugleich auch eine mehr oder weniger weitgehende Abhängigkeit. 

Es darf auch nicht überſehen werden, daß ſich die im Pakt vorgeſehene 
Sufammenarbeit nicht auf die ſog. ſpefifiſchen Sra gen be⸗ 
zieht, deren weſentlichſte immer noch das Wilnaproblem ilt. Sür 
Eſtland und vor allem für Lettland bedeutet dieſer ſpezielle Konflikt 
des litauiſchen Bundesgenoſſen nach wie vor eine Belaſtung. Vorerſt 
hat es den Anſchein, daß der polniſche Einfluß, der ſich vor 
allem in Reval gefeſtigt hatte, durch den Nigaer Pakt 
wieder um ein beträchtliches Stück zurückgedrängt 
worden iſt. Und in Riga nimmt man offenbar an, daß dieſe Schlappe 
feiner baltiſchen Politik Warſchau dazu veranlaſſen werde, ſich in Su- 
kunft weniger hartnäckig den Pakt-Abſichten der franzöſiſchen Diplo- 
matie entgegenzuſtellen. Aber man ſollte ſich in den baltifchen Haupt- 
ſtädten doch nicht allzuſehr darauf verlaſſen, daß Polen wegen des 
jetzigen Mißerfolges ſeine nordöſtlichen Pläne ein für allemal auf- 
geben wird. Sür Polen hängt das Wilnaproblem un- 
löslich mit der baltiſchen Frage juſammen. Wenn 
der Rigaer Pakt dazu führt, daß ſich die litauiſche 
Haltung in der Wilnafrage wieder verſteift, daun 
bleibt ihm ſchließlich nichts anderes übrig, als das 
Sunktionieren dieſes Paktes nach Möglichkeit zu 
verhindern. Für Polen wird die Aggreſſivität der Litauer, die 
nach wie vor in aller Offenheit die Loslöſung ihrer „hiltorifchen Haupt- 
ſtadt“ von Polen verlangen, um Jo unerträglicher ſein, je mehr es zu 
einer Zuſammenarbeit diefes unruhigen Nachbarn mit den beiden 
anderen baltiſchen Randoölkern kommt. In der Wilnafrage 
wird der Rigaer Pakt einmal feine Bewährungs- 
probe ablegen müſſen. 


,. Winterhilfswert des Deutschen Doltes ., 
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Das deutſche Schillergymnaſium in Poſen. 


Vor kurzem wurde in Poſen das deutſche Schillergum-⸗ 
naſium eingeweiht. Es handelt ſich um keinen eigentlichen 
Neubau, ſondern nur um allerdings umfangreiche Um- und An- 
bauten, mit denen bereits i. §. 1931 begonnen worden war. Das 
Schillergumnaſium iſt heute neben den beiden großen deutſchen Sum- 
naſien in Sraudenz und Königshütte (Chorzow) eine der modern⸗ 
ſten Schulbauten Polens. Das Gymnaſium iſt in ſeiner bau- 
lichen Anlage einfach, zweckmäßig und gediegen. Es iſt weder eine der 
alten „Kasernen“ noch eine der übermodernen „Schulfabriken“, weder 
ein unfreundlicher Kaſten noch ein prunkvoller Palaſt. Dabei iſt aber 
alles vorhanden, was eine neuzeitliche Schule nur aufweiſen kann. Da 
find z. B. die Phyſik⸗ und Wer kunterrichtsräume, die 
jeder Universität Ehre machen würden. Seder Arbeitstiſch, der für 
höchſtens drei Schüler beſtimmt iſt, hat Gaszuleitung, und elektriſchen 
Strom. Außer dem Schülerarbeitsraum gehören zur phuſikaliſchen Ab- 
teilung noch ein Vorbereitungsraum für den Lehrer, eine 
Werkſtatt mit Hochſpannungsanlage und zwei 
Sammlungsräume. Ahnlich it die Chemieabteilung ein- 
gerichtet, die auch eine geräumige Dunkelkammer beſitzt. Für den 
Werkunter richt beſitzt dies Öymnafium einen 153 Quadratmeter 
großen Arbeitsraum; dieſer enthält u. a. Werkzeug zur Papp-, 
Holz-. Metall- und Glasbearbeitung, eine kombinierte Band- und 
Kreisſäge, mit Fräſer und Langlochbohrer, eine Schleif-, Polier- und 
Bohrmaſchine für Metall, zwei Drehbänke für Holz und eine für 
Metall, einen Kompreſſor, der die Schmiede und die Glasgebläſe⸗ 
brenner mit Luft verſieht, und einen Schweißapparat. Neben der Werk- 
ſtatt befindet ſich ein Materialraum, ein Naum für den Lehrer, wo die 
Werkbücherei und Ausſtellungsarbeiten der Schüler untergebracht 
find. Ferner weiſt die Schule einen naturkundlichen Arbeits- 
raum mit Wintergarten auf, beſondere Erdkunde-, Mufik- und 
Seichenfäle, Curnhalle mit Umkleide und Duſchräumen. 
Die meiſten Arbeitsräume beſitzen ‚Ihren eigenen Projektionsapparat. 
Die Klaſſen weiſen keinen die Schüler ablenkenden Wandſchmuck auf. 


Dafür find aber die Flure und Treppenaufgänge mit guten Bildern ge- 
ſchmückt, u. a. mit Aufnahmen aus dem Pofener Lande. Die Lehrer- 
ſchaft hat einen befonderen Leſeſaal, in dem neben den wichtigen päda⸗ 
gogiſchen Werken etwa 50 verſchiedene Seitſchriften ausliegen. Das 
Symnafium beſitzt eine eigene Schulbühne, die nach den neuelten 
Erfahrungen der Bühnentechnik eingerichtet iſt. Ferner gibt es ein ſchön 
ausgeſtattetes Kameradſchaftsheim für die Schüler und 
ein Heim für die Mädchen. Der Schulhof beſitzt eine gedeckte 
Wandelhalle; die es den Schülern ermöglicht, auch bei Regen 
die Paufen im Freien zu verbringen. Neben dieſen Beſonderheiten ſind 
natürlich auch noch all die Näume und Einrichtungen vorhanden, die 
jede Schule aufzuweiſen hat. 

Das Schillergumnaſium, das in feiner Einzigartigkeit ein Denkmal 
der Juſammenarbeit und Opferbereitſchaft des Poſener Deutſchtums ift, 
iſt Jo ausgeſtattet. daß es der deutſchen Jugend nicht nur 
ein Lehrbetrieb, ſondern eine wirkliche Heimſtätte 
ſein kann. Das iſt gerade für eine Schule inmitten einer fremd nationalen 
Umgebung beſonders notwendig. Wenn das Sumnaſium fo ſichtlichen 
Wert auf die Pflege des Werkunterrichts legt, fo ift 
das nur zu begrüßen. Denn mehr und mehr hat ſich in den einſichtigen 
Kreiſen gerade der jüngeren Generation des Deutſchtums in Polen die 
Erkenntnis durchgeſetzt, daß eine ſoziale Umſchichtung der 
Volksgruppe notwendig ift, daß fie, wenn fie nicht ver- 
kümmern ſoll, einer Beſchränkung der nur geiſtig tätigen und einer 
Verbreiterung der werktätigen Schichten bedarf. Die 
ſtarke Betonung des Werkunterrichtes iſt geeignet, in dieſer Richtung 
zu wirken. und fie wird auch dazu beitragen können, daß ſich die Ge- 
bildetenſchicht, die aus einer ſolchen Schule mit ausgiebiger Berück⸗ 
ſichtigung handwerklicher Fertigkeiten hervorgeht, enger mit den anderen 
Schichten des Volkstums verbunden fühlen wird, als es bei den „Ge- 
bildeten“ im allgemeinen der Fall zu ſein pflegt, die einen rein auf 
geiſtiges Training abgeſtellten Unterrichtsbetrieb alten Stiles durch- 
gemacht haben. 


Gſtland⸗Woche. 


Die Wahlen in Danzig. 

Für die Kreistagswahlen, die am 18. November in den 
Kreiſen Großes Werder und Danziger Niederung ſtattfinden, ſind 
fünf Wahlvorſchläge eingereicht worden; und zwar für beide 
Kreiſe von der NSDAP., der ſog. Chriſtlich⸗nationalen Arbeits- 
gemeinſchaft (Sentrum und Deutſchnationale), der Sozialdemokratiſchen 
und der Kommuniſtiſchen Partei. Im Kreiſe Großes Werden kommt 
als fünfte noch eine polniſche Liſte hinzu. Für die Oppoſitionsparteien 
iſt es nicht leicht geweſen, die ausreichende Zahl von Unterſchriften für 
ihre Wahlvorschläge juſammenzubringen. Die fog. chriſtlich-nationale 
Lifte des Kreiſes Danziger Niederung hatten urjprünglich 62 Perſonen 
unterzeichnet. Davon zogen 9 ihre Unterſchrift wieder zurück. Unter 
der ſozialdemokratiſchen Lifte hatten zunächſt 58 Namen geſtanden. 
Davon wurden 24 Unterſchriften wieder zurückgezogen. Die be⸗ 
treffenden Unterzeichner gaben dabei eidesſtattliche Erklärungen ab, 
daß fie die Zurückziehung ihrer Unterſchriften freiwillig und nicht unter 
Druck vorgenommen haben. Der Vorſtand des Wahlausſchuſſes ſtellte 
auf Grund eingehender Prüfung und an Hand eines angeforderten Gut⸗ 
achtens des Deutſchen Gemeindetages und der Rechtsabteilung des 
Senates feſt, daß der Jozialdemokratifhe Wahlvor⸗ 
ſchlag ungültig iſt. Crotz diefer Rechtslage empfahl der national- 
ſozialiſtiſche Wahlkommiſſar die Sulaſſung der foſialdemokratiſchen 
Liſte. Für die kommuniftiſche Lifte lagen im Kreife Großes Werder 
54 Unterſchriften vor. Bei dieſen wurde feſtgeſtellt, daß fie 3. C. 
nicht ordnungsgemäß zuſtande gekommen waren. Auch 
in dieſem Falle bewies der nationalſozialiſtiſche Wahlkommiſſar im 
Einvernehmen mit der Regierung ein über die Nechtsbeſtimmungen 
weit hinausgehendes Entgegenkommen. Er ließ die nachträgliche 
Anderung und Ergänzung des kommunijtifchen Wahlvorſchlages zu. 
An ſich hätte es die Negierung in der Hand gehabt, 
ſowohl die ſofialdemobratiſche wie die kommu- 
niſtiſche Liſte zu kallieren. Sie hat es nicht getan 
und damit eine Großzügigkeit bewieſen, wie man 
ſie im umgekehrten Salle wobl niemals erlebt 
hätte. Dieſes Verhalten der nationalſozialiſtiſchen Regierung wider- 
legt eindeutig alle Behauptungen über eine angebliche Behinderung 
der Wahlfreiheit, die von der marxiſtiſch-zentrumlich-bürgerlichen 
Oppoſition ausgeſtreut werden. 

Von insgefamt 100 Gemeinden des Landkreiſes 
Sroßes Werder finden Kommunalwahlen in 102 Gemeinden 
ſtatt. Davon beſteht inn 8o Gemeinden eine einzige Ein- 
beitsliſte der NSDAP. In Pieckel. find zu der Wahl der 
Gemeindevertretung zwei polniſche Liſten eingereicht worden, 
und zwar vom Verbande der Polen und der Emina Polska (Pol- 
niſche Gemeinde). Außer in der Stadt CTiegenhof iſt im Kreiſe 
Großes Werder noch je eine polniſche Wahlliſte für die Gemeinde- 
vertretungen in folgenden Ortſchaften aufgeſtellt worden: Kalthoff, 
Kl. Montau, Lieſſau und Simonsdorf. 


Die Frage der Staatskommiſſare in Danzig. 


Das Danziger Obergericht fällte in einer für die Innenpolitik der 
Freien Stadt ſehr wichtigen Frage am 7. November eine die Haltung 
der Regierung rechtfertigende Entſcheidung. Es handelte ſich darum, 
ob die Sinſetzung eines Staatskommifjars in der 
Stadt Soppot zuläffig oder unzuläſſig geweſen ſei. Die Frage 
war durch ein Verfahren vor dem Danziger Arbeitsgericht 
aufgerollt worden. Dort hatte ein Kläger in einem Verfahren gegen 
die Stadt Soppot die Befugnis des Staatskommillars Temp an- 
gezweifelt, im Namen der Stadt Zoppot verantwortliche Entſcheidungen 
zu treffen, die nur dem Magiſtrat bzw. der Stadtverordnetenverfamm- 
lung zukämen. Das Arbeitsgericht hatte ſich dieſem Standpunkt an- 
geſchloſſen. der, wenn er zu Necht beſtände, außerordentlich weit— 
tragende Folgerungen hätte haben müffen, da dann alle Maßnahmen 
nicht nur des Zoppoter Staatskommilfars, ſondern auch zahlreicher vom 
Staat eingeſetzter Kommiſſare in anderen Gemeinden im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig ungültig geworden wären, — wobei ju bemerken 
iſt, daß eine ganze Reihe von Kommiſſaren bereits von der Re- 
gierung Ziehm eingeſetzt worden waren. Das Danziger Ober- 
gericht hat nun feſtgeſtellt, daß die Negierung auf Grund 
des Srmächtigungsgeſetzes vom Juli 1933 an ſich 
berechtigt war, in Gemeinden, in denen ein be⸗ 
ſonderer Notſtand herrſchte, der auf anderem 
Wege nicht befeitigt werden konnte, Staats- 
kommifjare einzufetzen. Inſoweit ſeien alſo die Maßnahmen 
der Negierung verfaſſungsmäßig gerechtfertigt und das Urteil des Ar- 
beitsgerichts ſei aufzuheben. Es handelt ſich alfo nun noch um die 
weitere Frage, ob in Soppot ein folcher Notſtand vorhanden geweſen 
iſt. Dieſe Entſcheidung hat das Obergericht nicht getroffen, ſondern 
die Angelegenheit wieder an das Arbeitsgericht 
zurückgehen laſſen, dem die eigentliche Entſcheidung nun 
wieder in voller Schwere zufällt. ; 


Trarnechi verläßt Danzig. 


Das polnische Mitglied des Danziger Volkstages, Ing. Erasmus 
Szarnecki wird Danzig verlaffen. Er iſt zum Vertreter des Danziger 
Hafenausſchuſſes im „Büro der polniſchen Häfen und der 
polniſchen Staatsbahn in Prag“ ernannt worden. Der 
Poſten war ſeit einiger Zeit unbeſetzt. Czarnecki hat als Polenführer in 
Danzig früher eine Rolle gefpielt. Er war der Leiter der „Gmina 
Polfkea“ und kam als deren Vertreter in den Volkstag. Die „Ge- 
meinde“ hat ihre frühere Bedeutung als Vertreterin der polnifchen 
Bolksgruppe in Danzig verloren. An ihre Stelle ift der „Bund der 
Polen im Sreiftaat Danzig“, der unter der Leitung des 
anderen polniſchen Volkstagsabgeordneten, Dr. Moczunſbei, ſteht, ge⸗ 
treten. Czarnecki räumt jetzt das Feld, was natürlich nicht als eine 
Schwächung des Polentums in Danzig aufgefaßt werden kann. 
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Ein Hetzer wird ausgewieſen. 


Der jüdische Redakteur der marxiſtiſchen Danziger „Volksſtimme“, 
Hirſchfeld, der die reichsdeutſche Staatsangehörigkeit beſitzt, und 
feine Komplicin, die Neichsdeutſche Lona Berlo w, ſind am 10. No- 
vember als läſtige Ausländer aus dem Gebiet der 
Freien Stadt Danzig ausgewieſen und über die Grenze 
abgeſchoben worden. Durch polizeiliche din bade wurde einwandfrei 
erwieſen, daß der Jude Hirſchfeld, der in Danzig große Sreiheit genoß 
und an der Hetztätigkeit der marxiſtiſchen „Volksſtimme“ rege beteiligt 
war, mit ausländifhen Cmigrantenzentralen in 
Prag und London ſtändig in Verbindung ſtand und 
dieſe mit Greuelmeldungen übelſter Art über die angeblichen unhalt⸗ 
baren Suſtände in Deutſchland und Danzig verſorgte. Hirschfeld war 
der Verfaſſer und Verbreiter von Lügenmeldungen über Mifhand- 
lungen von Suden, Folterungen von Gefangenen und lberfällen auf 
linksgerichtete Organisationen, die ſich in Danzig angeblich abgeſpielt 
haben ſollen. Er ſchickte ſeine Briefſendungen mit dem Greuelmaterial 
an die Deckadreſſe Franz Pokorny, Pragha-Karlin, Pa- 
leckeho 24, unter welcher Firma die marxiſtiſche Emigrantenzentrale 
in Prag ihren Sitz hat. Es wurde ferner unter feinen zahlreichen ſtaats⸗ 
feindlichen Akten ein von ihm verfaßter Entwurf einer Broſchüre „Der 
Kampf um die Volksherrſchaft in Danzig“, vorgefunden. 
In dieſer Schrift wird zur gewaltſamen Beſeitigung der nationalfozialifti- 
ſchen Regierung aufgefordert. 


Der deutſche Gruß in Polen. 


Einige deutſche Frauen polniſcher Staatsangehörigkeit hatten in 
Dirſchau durchkommende deutſche Kraftfahrer mit dem Nufe 
„Heil Hitler“ begrüßt. Sie waren dafür im Verwaltungswege 
mit empfindlichen Geldftrafen belegt worden. Das Bezirksgericht 
hatte dieſe Strafe beftätigt mit der Begründung, das Verhalten der 
Angeklagten drücke „ÜüÜbelwollen und Geringschätzung gegenüber dem 
polniſchen Staate“ aus und beweiſe die Verbundenheit mit einer 
„polenfeindlichen Bewegung“. Das Oberſte Sericht in War- 
ſchau hat diefe Begründung nicht gebilligt. Es hat das Urteil der 
Vorinftanz aufgehoben und die deutſchen Frauen freigeſprochen. 


Ein merkwürdiger Semeindevorſteher. 


Der Gemeindevorſteher von Gogolau im Kreiſe Nubnik (Oft- 
O.-S.) hat mehrere deutſche Ortsbewohner durch Drohungen vom Be⸗ 
zug der „Kattowitzer Zeitung“ abgehalten. Er hat ſie wiſſen laſſen, daß 
er ihnen bei der nächſten Kontrolle der Gefundheits- und Ordnungs- 
kommiſſion „beſondere Beachtung“ ſchenken werde, wenn ſie die deutjche 
Seitung beziehen. Dieſe „Sorge“ des polniſchen Gemeindevorſtehers um 
die Seitungslektüre feiner Ortsbewohner iſt zum mindeſten ſehr unan⸗ 
gebracht. Es ift eine der hunderterlei Arten, mit denen Tag für Tag 
im kleinen und im großen an der Poloniſierung des Deutſchtums in 
Polen gearbeitet wird. 


Deutſche Schule gelperrt. 


In Neichau, einer deutſchen Siedlungsgemeinde in Galizien. 
wurde am 15. Juni d. J. der Unterrichtsbetrieb von den 
polniſchen Schulbehörden geſperrt. Das Schulgebäude 
ſowie die vorhandenen Lehrmittel entsprachen nicht den behördlichen 
Anforderungen. Nun kommen aus diefer deutſchen Siedlung Klagen, 
die Behörden hätten ihr Unterrichtsverbot für die dortige deutſche 
Schule noch immer nicht aufgehoben, trotzdem die beanftandeten 
Mängel längſt beſeitigt wurden, wovon fich eine eigens dazu 
angerufene behördliche Kommiſſion überzeugt hat. 


Urgeſchichte Deutſchlands und polniſche Preſſe. 


Unlängſt veröffentlichten die deutſchen Zeitungen die Nachricht von 
der Entdeckung eines Steinzeitdorfes bei Döberitz, 
unweit Potsdam. Bei den Erdarbeiten zur Herrichtung des Olympia- 
ſtadions war man auf urgeſchichtliche Siedlungsspuren geſtoßen, deren 
Unterſuchung ergab, daß es ſich um einen Fundplatz von Steinzeitleuten 
handelt. Jene Urbewohner kann man als Angehörige des indo- 
germanischen Urvolkes anfeben, das von Mittel- und Nordmweftdeutfch- 
land ausgehend ſich um Ende der Steinzeit (etwa 2000 v. Chr.) über 
Europa, ja nach Perſien und Indien ausgebreitet hat und deren 
hiſtoriſche Vertreter in den heutigen germanischen, flaviſchen und 
romaniſchen Völkern vorliegen. 

Die polniſche Preffe hat dieſe Fundmeldung aufgegriffen, 
aber in einem Sinn wiedergegeben, der Widerſpruch herausfordert. 
Der „Expreß Wilenſki“ brachte die Meldung am 20. Oktober d. 8. 
unter dem Titel: „Berlin auf dem Boden des Slaventums. Senſationelle 
archäologiſche Entdeckungen: Es Jind dies die ältelten ſlaviſchen Aus- 
grabungen.“ Der polniſche Verfaſſer hat damit den Dingen etwas an⸗ 
gedichtet, was über das zuläſſige Maß des wiſſenſchaftlich Gerecht- 
fertigten hinausgeht, nämlich einen flaviſchen Charakter der bei Döbe- 
ritz gemachten Steinzeitfunde, die etwa 4000 Jahre alt ſind. Wir dürfen 
wohl zugunſten der polniſchen urgeſchichtlichen Fachforſchung annehmen, 
daß fie ſolche Cendenz-„Wiſſenſchaft“ nicht deckt, fondern, der Wahr⸗ 
heit die Ehre gebend, mit der deutfchen Forſchung darin übereinftimmt, 
daß Germanen und Slaven wohl einer gemeinſamen Urwurzel, nämlich 
der indogermanifchen, entſtammen, die in Mitteldeutfchland lag, daß aber 
die Zelle der eigentlichen Slaven in Weſtrußland zu ſuchen iſt und nicht 
in Deutſchland. 
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N Der polnifche Minderheitenvorſtoß vor dem Unterhaus. 


Su dem Vorſtoß, den Polen während der Septembertagung des 
Völkerbundes gegen den Winderheitenſchutzvertrag von 
1919 unternommen hat, hat der engliſche Staatsſekretär des Außern, 
Großſiegelbewahrer Eden, in ſehr eindeutiger Weiſe Stellung ge- 
nommen. Eden wurde im Unterhaus von einem Abgeordneten ge» 
fragt, ob Polen trotz der Erklärung des polniſchen Außenminiſters 
Beck noch an die Verpflichtungen des Vertrages von 1919 gebunden 
ſeil Eden gab folgende Antwort: „Polen iſt weiterhin in diefer 
Frage durch die Beſtimmungen des Artikels 93 des Vertrages von 
Verſailles, durch den Vertrag zwiſchen den Vereinigten Staaten, dem 
Britiſchen Reich, Frankreich, Italien, Japan und Polen, der am 
28. Juni 1919 in Verſailles unterzeichnet wurde, ſowie durch darauf- 
folgende, von Polen angenommene Entſchließungen des Völkerbunds- 
rates gebunden.“ — Die Probe, was praktiſch ſtärker ift, die 
polniſche Weigerung, mit den Minderbeitenorganen des Völkerbundes 
zuſammenzuarbeiten, oder die Weigerung der Weſtmächte, dieſe Er- 
klärung anzuerkennen, iſt freilich bisher noch nicht gemacht worden. 
Und vorausſichtlich werden ſowohl Polen wie die Andern es möglichſt 
vermeiden, es auf eine ſolche Probe ankommen zu laſſen. 


Der Marſchall und die Klerikalen. 

Die klerikale Preſſe in Polen hat viel Aufhebens von 
einem Beſuche des Vizeminiſters Pfarrers Zongollomicz bei 
Marſchall Dilfudfki gemacht. Songollowicz ijt der Treuhänder 
der klerikalen Kreiſe im Warſchauer Unterrichtsminiſterium. Seine 
gewiß nicht leichte Aufgabe iſt es dort. die Wünſche der katholiſchen 
Kirche gegenüber den freigeiſtigen Regierungskreiſen und Amtsſtellen 
zu vertreten. In letzter Seit ſollen ſich im Unterrichtsminiftertum 
eine Menge „dringlicher Beschwerden“ angeſammelt haben, in denen 
immer wieder über den mangelnden Eifer der Behörden und der 
Lehrerschaft in kirchlichen Dingen geklagt wird. Die Klerikalen 
möchten anſcheinend eine Säuberung der polniſchen Lehrerſchaft von 
den freigeiſtigen Elementen und deren Erſetzung durch zuverläſſige 
Söhne der allein ſelig machenden Kirche. Man kann es der Regierung 
nicht verübeln. wenn fie ſich ſolchen Wünſchen gegenüber zurückhaltend 
zeigt. Denn ſie weiß ganz genau, daß die kirchlichen Kreiſe, 
die ſo ſehr um das Seelenheil der polniſchen Jugend 
beſorgt find. zugleich die Träger der parteipoli⸗ 
tiſchen Oppofition find. Die Regierung würde ſich ſelbſt 
Schwächen, wenn fie die freigeiſtigen zugunſten der klerikalen Elemente 
zurückſetzen würde. Es ift nicht anzunehmen. daß die Aktion Songollo- 
wiczs viel Erfolg haben wird. Alle Regierungen, die es 
in Polenfeit 1926 aegeben hat, haben Sich im Sinne 
einer deutlichen Scheidung von Staat und Kirche 
betätigt. Sie haben ihre Aufgabe nicht darin geſehen. den pol⸗ 
niſchen Einfluß der katholiſchen Kirche auf die Staatsgeſchäfte zu 
fördern. Sie haben ſich nicht gerade im kircbenfeindlichen Sinne 
betätigt, aber es auch beharrlich abgelehnt. der Kirche als Vorſpann 
zu dienen. Klerikal beißt fo viel wie nationaldemokratiſch. Es ift 
lächerlich. vom Marſchall zu verlangen, daß er ſich 
klerikal benimmt oder die klerikalen Ablichten 
fördert. Die katholiſche Kirche hat ſich dem Staate 
zu fügen. nicht umgekehrt. Daß zum Seelenheil eine be⸗ 
ſtimmte politifche Einſtellung notwendig iſt. vermag dis Molle der 
Bevölkerung in Polen ebenſowenig zu glauben wie in anderen Ländern. 

Der römiſche Klerus hat ein Mittel, das er bei der Neaſerung aus⸗ 
foiefen kann, um ſich das Gehör zu verſchaffen: Die ukrainiſche Frage. 
Die volniſche Sache in Oſtaalizien ſteht nicht zum Velten. Sie kann 
ſich vielleicht beffern durch ein reges Zufammengehen mit der römischen 
Kirche, durch eine gemeinſame Aktion zur Katholiſierung und Poloni⸗ 
ſierung der Ukrainer Oſtpolens. Es heißt. daß die Errichtung 
eines katholiſchen Bistums in Stanislau der ſüd⸗ 
öſtlichlten Wojewodſchaftshavptſtadts Polens, bevorſtebt. Diefes Bis- 
tum. das vom Lemberger Erzbistum abgetrennt werden foll. iſt eine 
alte Forderung der polnifch-katholifchen Kreiſe. die ihre Poloniſierungs⸗ 
arbeit in dieſem zu über / von Ukrainern beſiedelten Gebiete mit 
Hilfe der katholiſchen Kirche zu verſtärken wünſchen. Stanislau iſt 
der Sitz eines ariechiſch-unierten. alfo ukrainiſchen Biſchoks, und zu⸗ 
aleich der Sitz der deutſchen evangeliſchen Anſtalten Dr. Söcklers, 
des Superintendenten der Evangeliſchen Kirche augsburgiſchen Be- 
kenntniſſes. die in den letzten Jahren auch in zunehmendem Maße 
im ukrainiſchen Volkstum Fuß gefaßt hat. 


Rundfunkſendung für die Auslandspolen. 


Am 10. November hat der Warſchauer Sender anläßlich der Seier 
der Unabhängigkeit Polens eine beſondere Nundfunkübertragung für 
die Auslandsvolen verbreitet. In dem Programm der vom Welt- 
bund der Auslandspolen organiſierten Übertragung war vor- 
geſehen: Anſvrache des Präſidenten des Weltbundes der Auslands- 
polen. Marſchall Naczkiewicz. Darbietungen eines Chors der 
volniſchen Auslandsſugend, die ſich zu „Studienzwecken“ 
in Polen aufhielt. ſowie Ansprachen von Vertretern der polniſchen 
Jugend aus den Vereinigten Staaten von Nordamerika Argen- 
tinien. Braſilien. Kanada. China. Auſtralien. Frankreich. Dänemark, 
Rae Lettland, Deutſchland, Rumänien und der Cſchecho⸗ 
omakei: 


. 
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Keine billigeren Auslandspäſſe. 


Vor kurzem wurde in der Preſſe in Polen der Entwurf eines 
Geſetzes mitgeteilt, in dem eine weſentliche Verbilligung der polniſchen 
Auslandspäſſe vorgeſehen war. Vom Sinanzminifter ijt eine ſolche Ver⸗ 
billigung jetzt mit aller Beſtimmtheit abgelehnt worden. Der Minijter 
kann auf die Einnahmen aus den ſehr hohen Paßgebühren nicht 
verzichten. Der Entwurf wird nicht, wie es geplant war, dem Sejm 
zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. Demnach wird es auch in 
Zukunft ein Vorrecht der ganz reichen Leute in Polen ſein, eine 
Reife ins Ausland zu unternehmen, ſofern hier nicht durch verbilligte 
Geſellſchaftsreiſen ein gewiſſer Ausgleich geschaffen wird. Für ein 
wirtſchaftlich und kulturell jo ſtark in der Entwicklung und im Aufbau 
begriffenes Land wie Polen ijt die Behinderung der Möglichkeit, 
Menſchen und Verhältniſſe in anderen Ländern kennen zu lernen, 
zweifellos ein erheblicher Mangel. 


Erforſchung deutſcher Kunſteinflüſſe in Polen. ö 


Profeſſor Dagobert Frey von der Univerjität Breslau und Pro- 
feſſor Eberhard Hempel von der Techniſchen Hochſchule Dresden 
haben gemeinſam mit dem Provinzialkonfervator für Niederſchleſien, 
Dr. Grundmann, eine Reife durch Polen unternommen, um einen 
Überblick über den Beſtand der Kunſtdenkmäler in Polen zu gewinnen 
und namentlich die in den verſchiedenen Perioden ſehr 
ftarken deutſchen Kunfteinflüjfe zu untersuchen. Die 
Reife führte durch die Städte Krakau, Lublin, Warſchau, Plock, 
Wloclawek, Thorn, Gneſen und Poſen, wo die Gelehrten überall 
freundliche Aufnahme und Unterſtützung fanden. 


Polniſcher Unterricht in rumäniſchen Schulen. 


Von der polniſchen Preſſe wird mit Genugtuung und lebhafter 
Freude feſtgeſtellt, daß ſich „die polniſche Sprache in einigen europäiſchen 
Staaten einer wachsenden Wertſchätzung erfreut“. In den Mittel- 
ſchulen Rumäniens iſt im laufenden Schuljahre die pol 
niſche Sprache als Pflichtfach, beginnend mit der IV. Sym- 
naſialklaſſe, eingeführt worden. „Außer den Schülern, die die 
polniſche Sprache in den Mittelschulen ſtändig betreiben“, ſchreibt die 
„Polska Sbrojna“ weiter, „haben ſich zahlreiche Erwachſene für einen 
Anfangskurſus der polniſchen Sprache eingetragen, Die polniſche Sprache 
erklingt immer häufiger in den Straßen von Bukareſt und anderen 
Städten Numäniens.“ 

Die Verfaſſungsfrage. 

Am 26. Januar d. J. war es der Regierungspartei gelungen, durch 
ein gejrhicktes Überrumpelungsmanöver die Verfaſſungstheſen im 
Sejm zur Annahme ju bringen. Wenn die Cheſen bisher noch nicht 
dem Senat zur VBeſchlußfaſhung vorgelegt wurden, Jo lag der Grund 
darin, daß Marfchall Pilfudſki einmal mit dem Manöver im Seim nicht 
einverſtanden geweſen fein und gegen die Art der künftigen Su- 
Jammenjetung des Senates Einwendungen erhoben haben ſoll. Setzt 
zeißt es in unterrichteten Kreiſen, daß die Thelen zur endgültigen 
Beſchlußfafſung noch vor dem 26. Januar 1935, alſo des Jahrestags 
ihrer Annahme im Sejm, dem Senat vorgelegt werden ſollen; und 
war Joll das in der Weife geſchehen, daß die Beſtimmungen über die 
Suſammenſetzung des Senates, der nach dem Entwurf wichtigſten geſetz⸗ 
gebenden Körperſchaft, nicht ein Teil der Verfallung, ſondern ein be- 
ſonderes Geſetz bilden. In dieſem Geſetz Joll der Grundſatz feſtgelegt 
werden, daß der Senat zu zwei Dritteln aus gewählten und zu einem 
Drittel aus Mitgliedern beſtehen ſoll, die vom Staatspräſidenten zu 
ernennen ſind. Gerade der weſentlichſte Teil der Verfaſſungsreform, 
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die Idee der Elite würde auf dieſe Weiſe nicht Beſtandteil des 
Staatsgrundgeſetzes Jein, ein Beweis dafür, daß die Idee immer noch 
nicht völlig gereift iſt, daß die endgültige Sorm der polniſchen Verfaſſung 
auch jetzt noch nicht gefunden iſt. 

Jüdiſche Wohltäter. 


Der Klein und der Jungfermilch, zwei wohltätige Juden, 
veranstalteten in Warſchau für den Verein zur Sürjorge für arme 
Judenkinder eine öffentliche Spendenſammlung. Nachdem ſie geſammelt 
hatten, reichten ſie dem „Monitor Polski“ die vorgeſchriebene Ab— 


rechnung ein. Die hat Jo ausgeſehen: 

Einnahmen .. . . 279, — 9. Ausgaben: 

Ausgaben: ? Übertrag: 2319,95 Gl. 
Gehalt. d. Büroperſon. 813, — Gl. Plakate 101,90 Gl. 
Druckfachen a — „ VU 5,00 „ 
Mappen f. d. Samml. 226, — „ Fahrgelder uw. der 
Schreibmaterial 55,45 „ Sammler 80,60 „ 
Verſendung v. 18.000 Sahr gelder 43,85 „ 
Streubriefen 145,50 „ Kleine Ausgaben. 14:75 „ 


RR 215.55 31. Insgeſant: 2666,45 öl. 
Für die armen Judenkinder haben der Klein und der Jungfermilch 
alſo noch 127,55 Zloty übrigbehalten. 


Beſtandaufnahme der Hauswebſtühle. 


Das Staatsamt des Reichsbauernführers hat vor einigen Monaten 
eine Beſtandaufnahme der Hauswebſtühle in bäuer- 
lichen Betrieben veranlaßt, deren Ergebnis jetzt vorliegt. Danach 
tehen in deutſchen VBauernhäufern mehr als 100000 Hand- 
wobſtühle, von denen über 40 ooo dauernd in Be⸗ 
trieb find, während die übrigen als gebrauchsfähig angeſehen wur- 
den, alſo ohne weiteres in Betrieb genommen werden können. Die 
meiſten Webjtühle, etwa 27000, jteben in Pommern. Dann folgen 
Oſtpreußen mit rund 24000, Rurmark und Hannover mit je 
rund 14000. Die menigften Webjtüble verzeichnet Baden mit 170, 
dann folgen der Sreiſtaat Sachfen mit 220, Chüringen und Oldenburg 
mit je rund 240 und Braunſchweig mit rund 250. Seder Abbau 
und jede Serſtörung von Hauswebſtühlen ift ver⸗ 
boten. Um der Hausweberei wieder ftärkeren Antrieb ju geben, ſind 
überall Webelehrgänge für Bäuerinnen eröffnet worden. 


Bahnbau Heiligenbeil — Zinten — Pr.⸗Eylau. 


Nachdem die beteiligten Kreiſe ſich bereiterklärt haben, den Grund 
und Boden für den Bahnbau Heiligenbeil—Sinten—Pr.-Eylau un⸗ 
entgeltlich bereitzuſtellen, hat der Neichsverkehrsminiſter die Deutjche 
Reichsbahn gebeten, umgehend mit den Bauarbeiten zu 
beginnen. Die Vorbereitungen Jind Jo weit fortgeſchritten, daß 
die Arbeiten in kürzeſter Zeit aufgenommen werden können, 


„Kde domov müj?“ 


Die tſchechiſche Nationalbymne „Kde domov müj?“ hat nach 
einer Bekanntmachung des Prager Minifters für Schulweſen und Volks- 
kultur folgenden deutſchen Wortlaut: 

„Wo ift mein Heim, mein Vaterland? 

Wo durch Wiejen Bäche braufen, 

Wo auf Selfen Wälder Jaufen, 

Wo ein Eden uns entzückt, 

Wenn der Lem die Slüren ( Der Überſ.) ſchmückt: 
Bohm Land, ſo ſchön vor allen, 
Böhmen iſt mein Heimatland!“ — 


Die ELwen in Lettland. 


Auf einer Verſammlung des Akademiſchen völkerkund- 
lichen Klubs, die am 21. Oktober in Reval ſtattfand und an der 
Völkerkundler aus Finnland, Eſtland und Ungarn, alſo aus den 
Ländern der finniſch⸗-ugriſchen Sprachgemeinſchaft, teilnahmen, hat den 
„Poſtimees“ zufolge ein Ur. O. Loborits einen Vortrag über das 
Leben und Sterben des Livenvolkes gehalten. Dem eit- 
uiſchen Blatt zufolge hat der Nedner etwa folgendes ausgeführt: In 
den Vorkriegsjahren zeigte das Livenvolk einen gewiſſen Geburten- 
überſchuß. Die Sahl der Liven ſtieg vor dem Weltkriege auf 
3000 Seelen an. Einen ſchweren Schlag verſetzte dem Liven- 
volke der Krieg. Der Krieg vernichtete nicht nur leine wirtſchaftliche 
Grundlage, ſondern zerſtreute es unter die Letten. Es be- 
gann, die lettiſche Sprache anzunehmen. Erſt im Jahre 1924 be- 
gann ſich ein livifhes Nationalbemußtjein zu 
regen. Die den Liven ſtammverwandten Völker, die Sſten, 
Sinnen und Ungarn, ließen dieſen Hilfe zukommen. Man be⸗ 
gann eine liviſche Literatur zu ſchaffen, man war beſtrebt, die 
liviſche Sugend völkiſch zu erziehen, man widmete ſich der Er- 
forſchung der lidiſchen Geſchichte und Volksepen. 
Die liviſche Seitſchrift „Ciimlit“ wurde gegründet. Im Jahre 1923 
verlangten die Liven mit großer Stimmenmehrheit eine eigene Ge⸗ 
meindeverfaſſung. Es traten unter ihnen Schriftſteller hervor: 
K. Stalte überſetzte das Neue Ceſtament in das Liviſche; Fräulein 
M. Stalte ſchuf liviſche Kompoſitionen; A. Skadin verfaßte liviſche 
Novellen, und P. Damberg ſtellte ein liviſches Leſebuch für die Schule 
zuſammen. 2 3 

„Wenn wir jedoch“, fährt das erwähnte eſtniſche Blatt fort, „heute 
die Frage aufwerfen, was das lettiſche Staatsvolk zugunften der Liven 


getan hat, Jo müſſen wir antworten: Die Letten haben nichts 
für die Liden getan. Sie haben den Liven jedoch die ver- 
ſchiedenartigſten Hinderniſſe bereitet: I. Die liviſche Gemeinde- 
derfaſſung it nicht verwirklicht worden, die lettiſchen Beamten 
arbeiten dem ſogar ſtrikte entgegen. 2. Die lettiſche Agrar- 
reform hat die Einheit der liviſchen Dörfer zerriſſen. Lettiſche An⸗ 
iedler hat man zwifchen die Siedlungen der Liven geſteckt. 3. Bisher 
iſt ſogar das Gehalt für den liviſchen Lehrer von den 
Eſten und Finnen bezahlt worden. 4. Für den Bau des liviſchen Ge - 
ſellſchaftshauſes hat die lettiſche Regierung keinen einzigen 
Centime gegeben. In diefem Frühjahr beendeten drei Liven in Alitau 
das Lehrerinſtitut, doch erhielt keiner von ihnen eine Lehrerſtelle bei 
den Liven, obwohl dort freie Stellen waren. Man bat lettiſche Lehrer 
dorthin verſetzt. Ferner werden der liviſchen Seitſchrift „Liiwlit“ die 
größten Schwierigkeiten bereitet. In der letzten Seit wird ſogar ver- 
langt, daß alle in der Seitſchrift erſcheinenden Artikel erſt in das 
Lettiſche überſetzt werden müſſen, um fie der Senſur vorzulegen.“ 
Es gibt in Niga, berichtet das eſtniſche Blatt weiter, einen „Ver- 
ein der Sreunde des Lidenvolkes“, deſſen Mitglieder Letten 
ſind. Die Einftellung wier Vereins kam jedoch bei dem letzten Sänger- . 
feſt zutage, als ein gewilſer L. Nudzitis den Liven eine Begrüßungsrede 
hielt, in der er ſagte, daß jetzt nach der Machtergreifung 
durch Ulmanis die Liven nicht mehr über die Grenze 
ſchielen dürften, Jondern loyale lettiſche Staats- 
bürger ſein müßten. Dieſe Rede hat ſehr viel böſes Blut 
unter den Liven verurſacht. Dr. Loorits, der ſich der Sache der Liven 
in Niga angenommen 5 iſt von einer Behörde zur andern geſchickt 


worden, doch ift bis zum heutigen Tage nichts geſchehen. 
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Bürokratiſche Volkstumsbeſtimmung in Eſtland. 


Die eſtländiſche Negierung hat ein Heſetz über die Be- 
ſtimmung der Bolkszugebörigkeit fertiggestellt, das in 
der folgerichtigen Vergewaltigung der freien 
Bolkstums wahl bisher wohl kaum ſeinesgleichen 
bat. Alit dem Grundſatz, daß jeder felbſt darüber zu entscheiden hat, 
welchem Volkstum er ſich zuzahlen, in welche Schulen er jeine Kinder 
chicken will ujf., wird in dieſem Geſetz grundſätzlich gebrochen. Der 
Bürokratie wird das Recht gegeben, die Bolkszu- 
gebörigkeit der eſtländiſchen Staatsbürger auch 
gegen den Willen der Betreffenden zu beſtimmen. 
Ver Inhalt des Geſetzes iſt folgender: 

Staatsbürger, die ſelbſt oder deren Vater oder Groß 
vater im Seelenverzeichnis einer Landgemeinde geführt wur⸗ 
den, werden als dem eſtniſchen Volkstum zugehörig betrachtet, wenn nicht 
gegenteilige Beweiſe vorgebracht werden oder wenn es ſich nicht etwa 
um ſolche Landgemeinden handelt, in denen eine nationale Minderheit 
die Vevolkerungsmehrheit bildet. Vieſe Gemeinden werden durch eine 
beſondere Verfugung des Innenminiſters beſtimmt. (Das bedeutet 3. B., 
daß einige Cauſend AMenſchen deutſcher Volkszuge- 
borigkeit, die als Gutsbeamte oder Forſtangeſtellte, als Viener, 
Kutſcher, Geistliche, Rechtsanwälte oder ſonſtwie Berufstatige in einer 
überwiegend eſtniſchen Landgemeinde wohnen oder einmal gewohnt haben, 
kurzerhand zu Sſten deklariert werden.) Staatsbürger, die 
auf vereinfachtem Wege die eſtländiſche Staatsbürgerſchaft erhalten 
haben, weil hie geltend machten, ſie ſeien eſtniſcher Abſtammung, werden 
als zum ejtnijchen Volkstum zugehörig betrachtet, auch wenn ſie jpäter 
das Volkstum einer Minderheit als ihr Volkstum angegeben haben. 

Salls die Eltern eines eſtländiſchen Staats- 
bürgers verſchiedener Nationalität lind, werden die 
Kinder zum eſtniſchen Volkstum gezählt, wenn der Vater zum ehtniſchen 
Volkstum gehört. (Auch dieſe Sejtimmung bedeutet für die deutsche 
Volksgruppe in Ejtland einen erheblichen Verluſt an Alenſchen.) Wenn 
die Abutter zur eſtniſchen Nationalität gehört, Jo gilt als Volkstum 


der Kinder auf Grund einer überein kunft zwiſchen den 
Eltern entweder das Volkstum des Vaters oder der Mutter. Wenn 
eine Übereinkunft nicht zuſtande kommt, Jo gelten die Kinder als zum 
Volkstum des Vaters gehörig. Sehlt aber der Vater, ſo gelten die 
Kinder als zum eſtniſchen Volkstum gehörig. (In zahlreichen Fallen, 
in denen der Vater ein Deutſcher und die Alutter eine Eſtin it, wurden 
ſchon bisher die Kinder eſtniſch erzogen; dieſe Tendenz wird ſich unter 
dem Druck des Geſetzes zweifellos noch verjtarken. Eine Frau eſtniſcher 
Abſtammung, die mit einem Deutschen verheiratet war, verliert mit dem 
Tode ihres Mannes oder mit der Scheidung nach dem Geſetz offenbar 
das Recht, ihre Kinder im Volkstum ihres Mannes zu erzieyen.) 

Uneheliche Kinder gelten als dem Volkstum der Mutter zu- 
gehörig. Findel kinder gelten ohne weiteres als eſtniſch. (Veutſche 
‘pflegeeltern ſind alſo ausgeſchloſſen.) Über 18 Jahre alte Staatsbürger, 
die einer nationalen Minderheit angehören, können als ihr Volks- 
tum das eſtniſche oder das Volkstum ihrer Eltern beſtimmen. Ein 
Staatsbürger, der einmal als ſein Volkstum das 
eſtniſche feſtgeſetzt hat, kann fein Volkstum nicht 
ändern. (Das bedeutet, daß wohl ein Deutſcher zum eſtniſchen Volks- 
tum übertreten kann, aber kein «te mehr jeine Volkszugehörigkeit ju- 
gunjten des Volkstums einer nationalen Zuinderheit aufgeben darf — 
wenigjtens ſolange er eſtländiſcher Staatsbürger iſt.) 

Otaatsbürger, die beim Inkrafttreten des Geſetzes im National- 
kataſter einer Minderheit verzeichnet ſind, werden bis zur 
Anderung ihres Volkstums auf dem in dieſem Geſetz vorgeſehenen Wege 
oder bis zum Austritt aus der Kulturſelbſtverwaltung als zugehörig zu 
dieſer Minderheit betrachtet. Bei Austritt aus der Kulturſelbſtoer⸗ 
waltung wird bei Bestimmung der Lcationalität nach Erundlage des vor- 
liegenden Geſetzes vorgegangen. Als Minderheit im Sinne 
des Geſetzes gelten die deutſche, rufſiſche und 
ſchwediſche Volksgruppe, ferner diejenigen Volksgruppen 
innerhalb der Grenzen des ellniſchen Staates, deren Geſamtzahl im 
Staatsgebiet 3000 überſteigt. 


Litauiſche Zuſtände. 


Schweine, die ſich im Beſitz von Litauern befinden, werden 
jenſeits der Alemel bevorzugt behandelt. Das heißt, ihre Beſitzer 
vurgen ſie an die ſtaatlich unterſtützte Geſellſchaft „Alaiſtas“ ver- 
kaufen. Staatsfeindliche Schweine dagegen, die das Pech 
haben, einen Veutſchen zum Cigentümer zu haben, müjfen ſich mit der 
Heſellſchaft „Exportas“ begnügen, wenn ſie ihre dpeckſeiten an den 
Alann bringen wollen. Außerdem müjjen dieſe politiſch vorbelaſteten 
Tiere erſt eine Art Schönhelts konkurrenz; überſtehen, 
wobei ſie eine gepflegte Haut und völlige Freiheit von Läuſen vor- 
weiſen müſſen. Also: deutſch geſinnte Zliemellander können ihre Ochweine 
nur ſchwer und nur zu Jehlechten Preisen abſetzen. Großlitauiſch ger 
Jinnte Clemente werden beim Verkauf ihrer VBorſtentiere bevorzugt. 
Die erhalten bei der Geſellſchaft „2llaiſtas“ beſſere Preiſe, während ich 
die deutſchen Alemellander bei der ſchlechter zahlenden „&xportas” 
um den Abſatz ihrer Schweine bemühen müſſen. Da auch dieje Ge- 
jellſchaft ihnen in der ͥegel die Ware nicht direkt abnimmt, müſſen 
lich die Veutſchen meiſt judiſcher Vermittler bedienen, bei denen dann 
natürlich ein nicht unerheblicher Teil des von der Geſellſchaft gezahlten 
Kaufpreiſes hangen bleibt. Überdies werden die von den deutſchen 
Bauern angebotenen Ciere einer ſchikanöſen Kontrolle unterzogen. Do 
kommt es vor, daß Tiere, die völlig belanglose Schönheitsfehler, 3. B. 
beim Transport abgejcheuerte Hauthtellen, aufweiſen, zuruckgewieſen 
werden. Einem Bauern wurden zwei Allaftſchweine nicht abgenommen, 
weil man bei einem drei Läufe hinter einem Ohr entdeckte. Die 
memellandiſchen Bauern, die durch dieſe Praxis ſchwer geſchadigt werden, 
haben ſich daran gewohnt, von „jtaatsfeindlichen“ und „ſtaatsfreund⸗ 
lichen“ Schweinen und von „Schonheitskonkurrenzen“ zu ſprechen und 
Jınd im übrigen zu der Überzeugung gekommen, daß die litauiſchen Be⸗ 
hörden mit ver — freilich notwenoigen — großlitauiſchen Enilauſungs- 
aktion bei den Schweinen anfangen wollen. 


* 

Das Beſtreben des illegalen Direktoriums Reisgus, unter allen 
Umftärden Sroßlitauer in einjlußreihe amtsjtellen 
im lemelgebiet zu ſchieben, um „regieren“ zu Können, 
wird weiler fortgeſetzt. zit der Ernennung des litauiſchen 

„Poſtvorſtehers von Schwarzort zum Amtsvorſteher 
iſt ein neuer Sall geſchaffen worden, nach welchem ein lätauiſcher 
Staatsbeamter jugleich Beamter des Memel⸗ 
gebiets geworden iſt. Außerdem ſtellt die Entlafjung des deutſchen 
Vorſtehers eine grobe Verletzung der Geſetze dar, wonach die Amts- 
vorſteher nur auf dem Wege eines Diſfiplinarverfahrens und nicht 
durch einen Willkürakt ihres Amtes enthoben werden dürfen. 

Ein weitere „Großtat“ Reisgus' iſt die Verurteilung vier 
junger Wemelländer zu vier Jahren Suchthaus. 
Sie sollen den Verſuch gemacht haben, das litauiſche „Freiheitsdenkmal“ 
in Allemel zu beſeitigen. Die Empörung im Volk iſt um jo größer, 
als der Dummenjungenftreich, bei dem nur einige Blumen zertreten 
wurden, in keinem Vergleich ſteht zu den Taten der großlitauiſchen 
Denkmalsjchänder, die Jeinerzeit die beiden deutſchen Denkmäler be- 
Jeitigten. 


Die Litauer wollen im Memelgebiet einen Rundfunkjender 
errichten. Vas Kauener Serkehrsminijterium ſoll, dem „Lietuvos Aidas“ 
zufolge, die Genehmigung hierzu bereits erteilt haben. Sur Seit 
werden die von auslandiſchen Baufirmen gemachten 
Angebote geprüft. Deutjche Angebote, die wohl auch nicht vor— 
liegen, werden nicht berückſichtigt. Vermutlich wird der Sender in der 
Nahe von Memel-Stadt erbaut werden. On Zuemel und Vororten 
gibt es 2400 Nundfunkabonnenten, im übrigen Memelgebiet 600. 

* 


Die deutſche Schule in Pilwilſchken, die ſtaatliche Rechte 
genoß, ijt jetzt in eine litauiſche Schule umgewandelt worden. Vas 
lutauiſche Unterrichtsminiſterium hat dem Elternrat durch den Schul- 
inſpektor mitteilen laſſen, daß die deutſche Sprache als 
Lehrſprache künftig nicht mehr gejtattet iſt. Diele 
Schule beſteht ſeit 1840. Die Verſuche, ſie zu litauiſieren, 
haben bereits vor ſechs Jahren eingeſetzt. Bisher hat der einmütige 
Widerſtand der Elternschaft dieſe Verſuche immer wieder verhindern 
können, bis nunmehr der Befehl des Aliniſteriums der deutſchen Schule 
das Weiterbeſtehen unmöglich gemacht hat. 

* 


Ein deutſchſtämmiger Abiturient eines litauiſchen 
ſtaatlichen Gumnaſiums beantragte beim litauiſchen Außenminiſterium 
ein Ausreiſediſum nach Deutſchland, wo er an einer 
tierärztlichen Hochſchule ſtudieren will. Obgleich in Litauen eine Joche 
Hochſchule nicht beſteht, wurde ihm das Ausreiſeviſum ohne An- 
gabe von Gründen verweigert. 

* 


Das litauiſche Kriegsgericht verurteilte unter 
Ausſchluß der Öffentlichkeit zwei Pletjchkaitis- Anhänger 
wegen Ermordung eines politiſchen Gegners zum Code. Es hanoelt 
lich um ein Verbrechen aus dem Jahre 1929. Die beiden Verurteilten 
waren ſeinerzeit vom onſterburger Gericht zuſammen mit dem litauischen 
Slüchtlingsführer Pletſchkaitis, der Jeinerzeit mit Hilfe der polnischen 
“egierung im Wilnagebiet gegen den litauiſchen Staat intrigierte, 
wegen Verbrechens gegen das deutjche Sprengſtoffgeletz zu längeren 
Gefängnisſtrafen verurteilt worden. Pletſchaitis plante mit feinen An- 
hängern einen Anſchlag auf den damaligen Minijterpräjidenten Wol- 
demaras. Er wurde aber in Veutſchland zuſammen mit fünf 
Helfershelfern, die alle ſchwer bewaffnet und mit Sprengſtoßf ausgerüſtet 
waren, uf dem Wege nach Litauen verhaftet. Die beiden 
jetzt zum Code Verurteilten waren nach Verbüßung ihrer Strafe in 
en wieder nach Litauen gekommen, um neue Terrorakte aus- 
zuführen. 


Sonntag, den 18. November: 


Eintopfgericht! 
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Die Eſtländiſch⸗Deutſche Volksnafionale Vereinigung. 


Unter der volltönenden Bezeichnung „Sſtländiſch-Deutſche beigetretenen Deutfchen dem eigenen Leſerpublikum ſchmackhaft gemacht. 
Volksnationale Vereinigung“ wurde im Oktober d. S. in In ſeinem Artikel macht der „Poſtimees“ u. a. die einigermaßen 
Neval eine neue deutſche Organiſation aus der Taufe gehoben. Obwohl überraſchende Feſtſtellung, das Deutſchtum Eftlands ſei bisher von 


vous Rue’ negme than scat Fufbneczügdanoangen 
um eine Jolche handelt es ſich offenbar — an ſich abhold iſt und ins- 
befondere der deutſchen Volksgruppe des Landes ein nur gemäßigtes 
Wohlwollen entgegenbringt, erfolgte die vereinsrechtliche Eintragung 
glatt und reibungslos auf Verfügung des Innenministers. Der deutſche 
Charakter des neuen Vereins Jollte keinen Sweifeln begegnen, zumal 
die Sründungsverſammlung in den Näumen des Schwarzhäupterhauſes 
ſtattgefunden hat, das als das Deutſche Haus Nevals bekannt 
iſt, und weil der Begründer und nunmehrige Vorſitzende der lang⸗ 
jährige innenpolitiſche Schriftleiter der Revaler deutſchen „Eſtländiſchen 
Seitung“ Siegmund Klau it. Ein wenig befremdend wirkt zunächſt 
uns das Fehlen des Wortes baltiſch in der Vereinsbezeichnung, da 
ja die deutschen Volksgruppen der baltischen Staaten ſich ſtets als 
Balten oder auch Deutſch-Valten zu bezeichnen pflegen und auch 
ihren Volksgenoſſen in der ganzen Welt unter diefen Stammesnamen 
bekannt find. Die „Eſtländiſche Zeitung“ hat von der neuen 
Vereinigung in einer kurzen redaktionellen Notiz Kenntnis genommen 
und über Zweck und Ziele ſowie Sründungsverſammlung in ſummariſcher 
Form berichtet. Aus den Satzungen gehe hervor, fo ſchreibt die Zeitung, 
daß der Verein die geiſtige und wirtſchaftliche Förderung 
ſeiner Mitglieder als ſeine Aufgabe betrachte, insbeſondere 
aber die Pflege einer nationalen und volkstümlichen deutſchen Ge- 
ſinnung, die Bekämpfung ſtändiſcher und berufsſtändiſcher Vorurteile, 
die Aufrechterhaltung einer ſtaats- und heimat 


. treuen Sinſtellung und die Förderung der Kenntnis 


des eſtniſchen Volkes und ſeiner Sigenkultur 
innerhalb des eſtländiſchen Deutſchtums. Wir leſen 
weiter, Herr Klau habe auf der Gründungsverſammlung erklärt, er 
und ſeine Freunde wären zum Entſchluß gelangt, den neuen Verein ins 
Leben zu rufen, da das Deutſchtum Sſtlands ſich in einer Lage 
befände, die nicht nur einzelne Stellungen oder Nechte, ſondern das 
völkijbe Daſein des Ganzen als gefährdet erſcheinen 


laſſe. 
1 ur Überwindung dieſer Gefahr wolle der Verein viererlei 
erreichen: erſtens die ſoziale Umſchichtung des eſtlän⸗ 


diſchen Deutſchtums, zweitens die Schaffung einer 
„wirklich lebendigen und handlungsfähigen Volks- 
gemeinſchaft“, drittens die Bereinigung des Verhält- 
nifjes zwiſchen Deutſchtum und Staat, ſowie zwiſchen 
Deutſchtum und Eftentum und viertens die zur Löſung der drei 
zerſten Aufgaben die Vorbedingung bildende innere Umſtellung 
und Erneuerung des Deutſchtums. Den Weg dazu er- 
blickt der Redner nicht etwa in einer verneinenden Kritik des Be 
ſtehenden, ſondern im Einſatz aller Kräfte zu nutzbringender Aufbau- 
arbeit. Die Vereinsarbeit, von der ſich der Gründer die Löſung Jo 
vieler und Jo hoher Aufgaben verſpricht, Joll einem weiteren Referat 
zufolge in folgende drei Sparten aufgeteilt fein: weltanſchauliche 
Schulung, Suſammenfaſſung und gemeinſchaftsgebundene Erziehung der 
deutſchen Jugend und Joziale Arbeit, Jo insbeſondere ein 
ftändiger Arbeitsdienſt. In pParentheſe ſei bemerkt, 
daß ein deutſcher Arbeitsdienſt in Estland nur deshalb noch nicht 
beſteht, weil die baltiſche Erneuerungsbewegung hierzu nie die ſtaatliche 
Genehmigung erhalten konnte. Eine Stellungnahme der „Eftländifchen 
Zeitung“ zu den deklarierten Zielen und Swecken der neuen Ver- 
einigung iſt bisher nicht erfolgt, obgleich ſeit der Gründung mehrere 
Wochen verfloſſen find. Sbenſo wird man in den Spalten des Revaler 
deutschen Blattes vergebens nach Berichten über die weitere Tätigung 
der „Volksnationalen Vereinigung“ forſchen. Sollte man dieſe auf 
den erſten Blick etwas befremdende Zurückhaltung des einzigen Revaler 
deutſchen Preſleorgans zu einer anſcheinend bedeutfamen deutſchen 
Neugründung auf Schwierigkeiten mit der eſtniſchen Senfurbehörde 
zurückführen, ſo wird man durch das faſt gänzliche Schweigen der 
„Nigaſchen Nundfchau“ eines anderen belehrt, da in Riga derartige 
Rückſichten nicht beſtehen. Die von jeher nur in einem fehr lockeren 
Juſammenhang mit dem Baltentum ihres Landes ſtehende „Rig aſche 
Po ſt“ dagegen, die oftmals mehr den Eindruck eines Negierungs- 
blattes macht, als den eines Preffeorgans der baltiſchen Volksgruppe, 
bringt die Nachricht von der neuen Gründung in Reval in großer 
Aufmachung. 1 

Der Schleier um die „Volksnationale Vereinigung! wird 
vollends gelüftet, wenn man ſich in der eſtniſchen Preſſe 
umſieht. Die Zeitung der ſich nationale Mittelpartei betitelnden libe⸗ 
raliſtiſch eingeſtellten und extrem chauviniſtiſchen eſtniſchen Intellektuellen- 
clique, „Poſtimees“, in deren Spalten man auf eine auch nur 
halbwegs objektive Berichterſtattung über deutſche Dinge bisher nie 
jtoßen konnte, läßt ſich über die „Volksnationale Vereinigung“ in 
einer Weile aus, die völlig ungewohnte Motive des Wohlwollens in 
die Oeutſchenhaß - Partitur des Blattes hineinbringt. Schon die 
Artikelüberſchrift „Cin Umbruch in den Beſtrebungen der 
Deutſchen? Es wurde ein Verein der dem eſtländiſchen Staat 
gegenüber loyal eingeſtellten Deutſchen gegründet“ läßt trotz des Frage- 
zeichens hinter dem erſten Satz erkennen, woher der Wind weht. Die 
dem neuen Verein erteilte gute Senfur wird durch die perfide In- 
Jinuation der Illopalität aller nicht dem „Volksnationalen Verein“ 


Im Ani, Wenc Jes abend dub Ver r rdK Uran gtienerdwuleen, wur 


durch die ſtarke Hinneigung zum Nationalſozialismus ſich erklären laſle. 
Soweit müßte doch wohl der „Poſtimees“ über den Nationalſozia- 
lismus unterrichtet lein, daß Adel und Groß kapitalismus nicht gerade 
zu den eigentlichen Förderern und Stützen dieſer neuen Weltanſchauung 
zu rechnen find. Das eſtniſche Blatt tröſtet ſich indeſſen über den 
„böſen Geiſt“, der im Deutſchtum Eftlands Jtark iſt, ſehr bald durch den 
Hinweis, daß es in dieſer Volksgruppe jtets ſehr verſchiedene Strö- 
mungen gegeben hätte und auch eben noch gäbe. So auch eine demo- 
kratiſche Bewegung, die von jeher eine „loyalere“ Su- 
Jammenarbeit mit dem eſtniſchen Staat angejtrebt hätte. Diefe 
Bewegung würde von jetzt an, ſo meint das Blatt, in 
Sejtalt der neuen Vereinigung jelbſtändig in Erſcheinung treten. 
Danach würde die bisher im Deutſchtum herrſchende Richtung, 
deren Verhältnis zum Staat nach Anſicht des „Poſtimees“ vieles 
zu wünſchen übrig ließ, an Bedeutung verlieren. Der „Poſtimees“ 
meint. nur eine völlige geiſtige Umftellung, wie ſie die Gründer der „Ver- 
einigung“ wünſchen, könne das baltiſche Deutſchtum retten. 

Es ilt ein erſtaunliches Maß an menſchlicher Kurzſichtigkeit und un⸗ 
belehrbarem liberaliſtiſchem Dinkel dazu nötig, um heute noch mit Jolchen 
Auffaſſungen hervorzutreten, wie wir fie beim „Poftimees“ antreffen. 
Wenn auch die Freude des eſtniſchen Blattes über eine Spaltung des 
Deutſchtums angeſichts der zahlenmäßigen und weltanſchaulichen Be- 
deutungsloſigkeit der neuen Vereinigung völlig harmlos ift, Jo iſt die 
Cheſe um Jo gefährlicher, man könne erſtuiſcherſeits nur über ein Ge- 
bilde von der Art der „Bolksnationalen Vereinigung“ zu einem Aus- 
gleich mit dem baltiſchen Deutſchtum gelangen. Denn der „Poſtimees“ 
zeigt ſich wohlunterrichtet, wenn er die Vereinigung als ende 
einer ehemaligen demokratiſchen Gruppe unter den eſtländiſchen 
Deutſchen anſpricht. Gemeint iſt damit offenfichtlich die „Jungdeutſche 
Brüderſchaft' die in den Jahren um 1928 herum in Neval eine große 
Betriebſamkeit entfaltet hat. Die Brüderſchaft hat ſich indeffen_ftets 
an der Peripherie der Volksgruppe bewegt, ohne je für das Ganze 
von Belang geweſen ſein. Die Brüderſchaft war, ähnlich dem „Sung- 
deutſchen Orden“ im Reich, eine liberaliſtiſch-demokratiſche Angele- 
genheit mit einem nationalen Aushängeſchild. Etwas anderes iſt auch 
die neue Vereinigung nicht, die jetzt an die Stelle der nicht zuletzt dank 
dem wachſenden Einfluß des baltiſchen Nationalſozialismus ſelig ent- 
ſchlafenen Jungdeutſchen Brüderſchaft getreten iſt. Auch die eingangs 
mitgeteilten Ziele der „Volksnationalen Vereinigung“, die ſich im 
Programm einer jeden wahrhaften Erneuerungsbewegung gut ausnehmen 
würden, find kein Anlaß zur Überprüfung dieſes Urteils. Iſt es doch 
heute überall der Brauch geworden, demokratifche Blößen nicht nur 
mit einzelnen Blättern, ſondern mit ganzen Laubgewinden aus dem 
Eichenwald der neuen Weltanschauung zu bedecken. Nimmermehr aber 
wird das Swittergebilde der Eſtländiſch-Deutſchen Volksnationalen 
Vereinigung einen Sieg erkämpfen, der nur den Fahnen der auf Adolf 
Hitlers Weltanſchauung ausgerichteten baltiſchen Erneuerungsbewegung 
winken kann. Nbs. 


Wir laden ein zu einer 


Gedächtnis ſtier 


am Totenfonntag, 


25. November, abends 6 uhr, 
in der Neuen Kirche 
am Sendarmenmarkt, U-Bhf. Friedrich- 
ſtadt. Ausgang Charlottenſtraße. 

Die Seier gilt dem Gedächtnis der ge⸗ 
fallenen Kameraden des Weltkrieges und 
des oſtdeutſchen Grenzkampfes ſowie all 
der Lieben, die in der uns entriſſenen 
Heimaterde ruhen. 

Die Gedächtnispredigt hat in dankens- 
werter Weiſe Pfarrer E. Gürtler, früher 
Matthäigemeinde Poſen, übernommen. Es 
wirken mit: der Männerchor „Mozart“, 
Charlottenburg, unter Leitung feines Chor- 
meiſters Adolf Sehmert. Der Cin 
tritt iſt frei. 

Koſtenloſe Folgen der Feier werden 
am Singang der Kirche abgegeben. 


Bund heimattreuer Noſener. 
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Die oberſchleſiſchen Grenzbüchereien. 


Srüher als in anderen Grenzgebieten wurde in Oberjchlefien mit 
dem Aufbau eines Srenzbüchereiweſens begonnen. Die 
ſuſtematiſche Volksbüchereiarbeit nahm dort im Jahre 1903 ihren 
Anfang. Die örtlichen Büchereien wurden damals im Verbande 
oberſchleſiſcher Volksbüchereien unter der Leitung des 
Verbandsdirektors Kaiſig zufammengefaßt. Durch die in Sach- 
kreiſen als vorbildlich anerkannte Arbeit dieſes Verbandes waren 
bis zum Kriege nahezu alle Ortſchaften des damali⸗ 
gen Negierungsbezirks Oppeln erfaßt worden. Das 
folgende Jahrzehnt konnte eine Weiterentwicklung nicht bringen, viel⸗ 
mehr gaben die Volksbüchereien einen Teil ihrer Beſtände an Sront, 
Etappe und Lazarette ab, dann kamen die Jahre der Unſicherheit und 
der Kämpfe um Oberſchleſien, in denen vieles an wertvollem Material 
vernichtet wurde. Unter der Herrſchaft des Novemberſyſtems 
aber galt die öffentliche Sürjorge nicht dem auf der Grundlage des 
Volkstumsgedankens aufgebauten Büchereiweſen, ſondern ſie förderte 
ein Büchereiweſen, in welchem der katbolijh=-konfeffio- 
nelle Gedanke im Vordergrunde ftand. Crotzdem iſt es 
gelungen, den Verband oberſchleſiſcher Volbsbüchereien auch über dieſe, 
ihm nicht günftigen Seiten hinweg zu erhalten. Seit der Marhtüber- 
nahme durch den Nationalſozialismus wird nun das Büchereiweſen in 
Oberſchleſien, fußend auf dem Grundgedanken der Einheit des deutſchen 
Bolkstums, noch zielbemußter. als jemals zuvor nach einheitlichen 
großen Richtlinien ausgebaut. Die „Schleſiſche Seitung“ (Breslau) 
berichtet hierüber folgendes: Die zuſammenfaſſende Stelle hierfür iſt 
die ſtaatliche Büchereiberatungsſtelle in Gleiwitz, 
deren Leiter, Stadtbüchereidirektor Dr. Horſtmann, feit einer Reihe 
von Jahren auch der Leiter des Verbandes Oberſchleſiſcher Volks- 
büchereien iſt. Der neue Geiſt verbindet ſich mit alter Erfahrung. Das 
Siel geht dahin, jedem der über 900 Schulorte Ober- 
ſchleſiens eine Büchewei zu geben. Und zwar iſt man dazu 
übergegangen, die Wanderbüchereien, die früher ihre Auf⸗ 
gabe zu erfüllen hatten, ſchrittweiſe in ortsfeſte Standbüche⸗ 
reien umzuwandeln. 
die Bücherbeſtände in den einzelnen Orten planmäßig und unter Be⸗ 
rückſichtigung örtlicher Bedürfniſſe auszubauen. Die einheitliche Leitung 
des Büchereiweſens bedeutet nicht, daß nun eine Bücherei genau das⸗ 
jelbe Geſicht hat wie die andere. Gewiß werden einige Bücher von 
grundlegender Bedeutung für das deutſche Volkstum und das Geiltes- 
leben unferer Seit ſowie gewiſſe Meiſterwerke deutſchen Schrifttums 


Dadurch ijt die Möglichkeit gegeben, 


überall zu finden fein. Daneben aber find genug Möglichkeiten für⸗ 
einen vielgeſtaltigen Ausbau gegeben. Die Büchereiberatungsſtelle⸗ 
arbeitet in dauernder enger Fühlung mit den örtlichen Büchereileitern, 
gibt ihnen Richtlinien und ſchult fie für ihre volkserzieheriſche Arbeit. 

Das oberſchleſiſche Gebiet wird nach einem beſtimmten Aufbau- 
plan bearbeitet, der es in vier Zonen gliedert: Zone 1 bilden: 
die unmittelbar an der Oſtgrenze liegenden Kreiſe von Noſenberg bis 
Ratibor; Sone 2 umfaßt den weſtlich anſchließenden Streifen von 
Kreuzburg über Oppeln bis nach Coſel, die weiter weſtlich liegenden 
Kreiſe bilden die Zonen 3 und 4. Es wird beſonders für das Bücherei 
weſen in den Landſtrichen geſorgt, wo durch ſchwierige Verkehrs 
verhältniſſe und Armut der Bevölkerung die Möglichkeiten des Ge=- 
brauchs anderer Bildungseinrichtungen ſehr eingeſchränkt find. So iſt 
es bisher gelungen, in SOGberſchleſien insgefamt 
625 Volksbüchereien zu ſchaffen. Davon befinden ſich 604 
auf dem Lande, 15 in kleineren Städten, 3 in Mit 
telſtädten (Oppeln, Ratibor, Neiße) und 3 in den 3 Sroß- 
ftädten des Induſtriebezirks, wobei die Sweigſtellen diejer 
Großſtadtbüchereien nicht mitgerechnet find. Wie lebhaft die Aufbau- 
arbeit iſt, ergibt ſich auch daraus, daß im Laufe des gegen 
wärtigen Rechnungsjahres bereits etwa 30 neue 
Büchereien eingerichtet worden ſind, und die Geſamtzahl 
der Neueinrichtungen bis zum Ende des Nechnungsjahres auf etwa 
100 kommen wird. In den großen und mittleren Städten werden die 
Büchereien überall durch hauptamtliche Bibliothekare betreut, 
während auf dem Lande nach wie vor die Büchereiarbeit nur neben 
amtlich betrieben werden kann. 

Vieles bleibt noch für die Zukunft zu tun, aber es ift zu erwarten, 
daß der heutige Staat auch dieſem Zweige der Volksbildung tat- 
kräftige Fürſorge angedeihen laſſen wird. In anderen Staaten, Jo in 
der Tſchechoflowakei, beſtehen bereits Büchereigeſetze, welche 
die Kommunen zu beſtimmten Aufwendungen für 
das Bühereiwefen verpflichten. Das Buch als Volks- 
erziehungsmittel hat vor allen anderen Einrichtungen, wie Cheater, 
Lichtbild, Rundfunk, das voraus, was ihm mit der Geitung gemeinſam 
iſt: Das gedruckte Wort kann zu jeder Zeit und in jeder Lebenslage 
aufgenommen werden, und zwar dann, wenn der Aufnehmende dafür 
bereit ift, fo daß der Wirkung des gedruckten Wortes der meitelte 
denkbare Kreis und die günſtigſte Erfolgsausſicht gegeben iſt. 


Buchbeſprechungen. 


Die deutſche Kaiferpolitik und das Oftland. Seit langem gibt es 
einen Kampf der Meinungen um den Sinn der mittelalterlichen deutschen 
Seſchichte. Die Hiſtoriker find nicht müde geworden, das Für und 
Wider einer Univerjal- und einer Oftpolitik abzuwägen. Während die 
einen den weitgeſpannten Imperialismus, der vor allem von dem 
Frankenkaiſer Karl ausgeht, verteidigen zu müſſen glauben, verurteilen 
ihn die anderen, weil durch ihn ein organiſcher Ausbau des Reiches nach 
dem Oſten hin unmöglich geworden ſei. Trotz aller Ironie und Phan 
taftik gewiſſer Forscher, die die fürchterlichſten Gefahren für Deutſchland 
(nachträglich!) prophezeiten, wenn es Stalien damals feinem Schickfal 
überlaſſen und deutſche Politik getrieben hätte, halten wir aus der 
Erkenntnis einer mehr als looojährigen Entwicklung heraus für ein 
nationales Unglück, daß die deutſchen Könige nicht den von Heinrich J. 
gewieſenen Weg folgerichtig zu Ende geſchritten ſind. Mag heute viel- 
leicht all dies „Wenn“ und „Aber“ müßig erjcheinen, fo kann die 
Betrachtung und Wägung deutſcher Vergangenheit vielleicht doch auch 
der praktiſchen Politik Wege weiſen. Prof. Friedrich Schneider ⸗ 
Jena hat ſich der Mühe unterzogen, die „Neueren Auf- 
fal fungen der deutſchen Hiftoriker zur Be- 
urteilung der deutſchen Kaiſerpolitik des Mittel ⸗ 
alters“ zuſammenzuſtellen. Das bei H. Böhlau, Weimar, erſchienene 
Heft iſt wertooll, auch wenn wir uns mit allem Vewußtſein gegen ihn 
als grundſätzlichen Verteidiger der Kaiſerpolitik ſtellen müſſen. Im 
übrigen: nicht „die deutſche Kaiſerzeit in Größe und Verfall (1 1)“ 
iſt „das größte Ereignis“ unſerer Geſchichte — ſondern die Koloni⸗ 
ſierung der deutſchen Oſtlande, die ſich zumeiſt ohne, oft Jogar gegen 
die mittelalterlichen Kaifer vollzog. Dr. L. 

Des deutſchen Dichters Sendung in der Gegenwart. Herausgegeben 
von Prof. Dr. Kindermann. Verlag Reklam. Geb. 4,50, geb. 6,50 RM. 

Es iſt ein Verdienſt des Herausgebers, die verſchiedenartigen Be- 
kenntniſſe einer großen Reihe deutscher Dichter zur Nation zufammen- 
geſtellt zu haben. Der Dichter ſoll ſich als „Vorhut der Nation“ be⸗ 
währen, als Seher und Prieſter, als Herz diefes ganzen Volksorganis- 
mus. Uns erfreuen besonders die Ausführungen der Ot - 
deutſchen: Stehr, Kolbenheuer, Hohlbaum, Meſchen⸗ 
dörfer, Wiechert. M. H. 

Widukind, der Sachſenherzog. Unter dieſem Titel bringt Hein 
rich Schultze, Oeſſau, ein packendes Bild des Lebens, Kämpfens 
und Unterliegens jenes niederſächſiſchen Führers, der für Glauben und 
Heimat ftritt. Ein Kapitel aus der tragiſchen deutſchen Geſchichte. 


Verlag: Bund Deutſcher Oſten E. V., Berlin W 30, 1 e Fried. e — 014 =: 
erlin⸗Jriedenau — : Hempe o. G. m. b. 


Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto Kredel, 


Wie Armin und fo viele Germanen, Jo wurde Widukind durch Blut- 
brüder geſchlagen. Die ſächſiſche Grenzmarkt erlitt damals einen: 
bitteren Verluſt auch an Gebiet; das Deutſchtum wich zurück, Wen 
den wurden im nahen freien Sachſenland angeſiedelt. — Die kleine, 
beliebte Schrift (Belt, Langenſalza) gehört zu den beſten Darftellungen 
jenes Seitalters deutſcher Schickſalswende. Dr. L. 


Familiennachrichten. 
Verheiratet: Oswald Fritſcch mit Gertraude Anuſchek, Tochter des Wein. 
großhändlers R. Anuſchek, früher in Graudenz. Am 16. 10, 
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Dankſagung. 


geduldig in Trübfe) 
haltet an im Gebet. 


Dieſen Konfirmationsſpruch aus Römer, Kap. 12, legte Herr chenden 
E, Gürtler ſeinen von Herzen kommenden und zu Herzen gehenden 
Worten bei der Trauerfeier unſeres inniggeliebten, hoffnungsvollen 
Sohnes und Bruders 


Walter Ozegowski 


zugrunde. Sie waren uns in unſerm tiefen Schmerz Troſt und richteten 
die Herzen auf. 

Aufrichtigen Dank ſagen wir Herrn Pfarrer Gürtler insbeſondere für 
die Wahl dieſer Bibelworte und ebenſo herzlichen Dank allen, allen, die 
unſerm ſo früh Heimgegangenen das letzte Geleit gaben. Dank auch 
allen, die durch Kranzſpenden und Beileidskundgebungen in großer Zahl 
äußere Zeichen ihres inneren Mitgefühls fanden und zum Ausdruck 
brachten. Beſonderen Dank auch den Führern und Abordnungen der 
SA, der NSDAP., Standarte 7, Sturmbann 17, Sturm 5/7 ſowie der 
Deutſchen Aingeftenttenihoft, Aweiggruppe Fehrbellin, als auch der Orts. 
gruppe Fehrbellin der RS DAP. Wilmersdorf. 

Alle dieſe Beweiſe der Anteilnahme haben unſeren wunden Herzen 
wohlgetan! 


Seid fröhlich in Saffnung, 


Für alle trauernden Angehörigen: 
Otto Ozegowski und Frau 
Martha geb. Brechlin. 


Berlin⸗ Wilmersdorf, im Oktober 1934. 
Brandenburgiſche Str. 69. 
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